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Amtsblatt 
 

für den Landkreis Neu-Ulm 
 

 

 

 

 

 
 

Nr. 19 Neu-Ulm, den 25. April Jahrgang 2025 
 

 

 
 
 

 

  
  

NACHRUF  
  

Der Landkreis Neu-Ulm trauert um seine Mitarbeiterin 

  
Anita Wimmer  

  
die nach schwerer Krankheit im Alter von erst 55 Jahren verstorben ist. 

  
Mit Frau Wimmer verlieren wir eine langjährige, allseits geschätzte und beliebte  

Mitarbeiterin und Kollegin, die im Jobcenter Neu-Ulm stets pflichtbewusst und mit  
hoher fachlicher Kompetenz ihren Dienst versah.  

  
Der Landkreis Neu-Ulm dankt der Verstorbenen für ihren vorbildlichen Einsatz und  

ihre Liebenswürdigkeit.  
  

Wir werden Anita Wimmer in lebendiger Erinnerung behalten. Unser tief  
empfundenes Mitgefühl gilt ihren Angehörigen.  

  
  Landratsamt Neu-Ulm           Jobcenter Neu-Ulm               Der Personalrat  
  
  Erich Winkler                         Beate Reize                 Birgit Prihoda  

  Stv. Landrat                           Geschäftsführerin                 Vorsitzende  
  

  
  
 

 

 

 
Herausgeber: Landratsamt Neu-Ulm, Kantstraße 8, 89231 Neu-Ulm 
Erscheint in der Regel jeden Freitag 
 
Das Amtsblatt können Sie auch unter http://www.landkreis-nu.de (Aktuelles/Amtsblatt) abrufen. 
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Haushaltssatzung des Landkreises Neu-Ulm für das Haushaltsjahr 2025 

 
I. 

 
Aufgrund Art. 57 ff. der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LKrO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 09. 
Dezember 2024 (GVBl. S. 573) geändert worden ist, erlässt der Landkreis Neu-Ulm folgende Haushaltssat-
zung: 
 
Die Haushaltssatzung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 1 bei.  

 
II. 

 
Da die Haushaltssatzung 2025 des Landkreises Neu-Ulm keine genehmigungspflichtigen Bestandteile enthält, 
ist sie gemäß Art. 59 Abs. 3 Satz 2 LKrO frühestens einen Monat nach der Vorlage an die Rechtsaufsichtsbe-
hörde (Regierung von Schwaben) amtlich bekannt zu machen, sofern nicht die Rechtsaufsichtsbehörde die 
Satzung beanstandet.  
 
Die Haushaltssatzung 2025 wurde mit Schreiben vom 24.03.2025 der Regierung von Schwaben als Rechts-
aufsichtsbehörde des Landkreises Neu-Ulm zur Würdigung vorgelegt. Eine Beanstandung ist nicht erfolgt. 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung 2025 samt ihrer Anlagen liegt gemäß Art. 59 Abs. 3 Satz 3 LKrO bis zur nächsten amtli-
chen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung beim Landratsamt Neu-Ulm, Fachbereich Finanzen und Betei-
ligungen (Zimmer 324), Kantstraße 8, während der üblichen Geschäftsstunden zur öffentlichen Einsichtnahme 
aus. Zudem ist die Haushaltssatzung 2025 samt ihrer Anlagen auf der Homepage des Landkreises 
(https://www.landkreis-nu.de/Finanzmanagement) einsehbar. 
 
Az. 13-9411.1/4         LABl NU S. 49/2025 
 
_______________________________________________________________________________________ 

 

Haushaltssatzung der Franz und Gertrud Mück-Stiftung für das Haushaltsjahr 2025 
 

I. 
 
Aufgrund des Art. 20 Abs. 2 des Bayer. Stiftungsgesetzes (BayStG) i.V.m. Art. 57 der Landkreisordnung (LKrO) 
i.d.F. der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 3 des 
Gesetzes vom 09. Dezember 2024 (GVBl. S. 573) geändert worden ist, erlässt der Landkreis Neu-Ulm die 
Haushaltssatzung der Franz und Gertrud Mück-Stiftung für das Haushaltsjahr 2025.  
 
Die Haushaltssatzung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 2 bei.  
 

II. 
 
Da die Haushaltssatzung 2025 der Franz und Gertrud Mück-Stiftung für das Haushaltsjahr 2025 keine geneh-
migungspflichtigen Bestandteile enthält, ist sie gemäß Art. 59 Abs. 3 Satz 2 LKrO frühestens einen Monat nach 
der Vorlage an die Rechtsaufsichtsbehörde (Regierung von Schwaben) amtlich bekannt zu machen, sofern 
nicht die Rechtsaufsichtsbehörde die Satzung beanstandet. 
 
Die Haushaltssatzung 2025 der Franz und Gertrud Mück-Stiftung wurde mit Schreiben vom 24.03.2025 der 
Regierung von Schwaben als Stiftungsaufsicht zur Würdigung vorgelegt. Eine Beanstandung ist nicht erfolgt.  
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung 2025 liegt samt ihrer Anlagen gemäß Art. 20 Abs. 2 Satz 3 BayStG i.V.m. Art. 59 Abs. 3 
LKrO bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung beim Landratsamt Neu-Ulm, Fach-
bereich 13 – Finanzen und Beteiligungen (Zimmer 324), Kantstraße 8, während der üblichen Geschäftsstunden 
oder nach Terminvereinbarung zur öffentlichen Einsichtnahme aus. 

 
Az. 13-9141.1/3         LABl NU S. 49/2025 
________________________________________________________________________________________ 

 

Anlage 1 

Anlage 2 
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Amtliche Bekanntmachung des Landratsamtes Neu-Ulm 

- Untere Bauaufsichtsbehörde – gemäß Art. 66 Abs 2  

Der Bayer. Bauordnung 
 
 

Das Landratsamt Neu-Ulm – untere Bauaufsichtsbehörde – hat mit dem, diesem Amtsblatt als Anlage 3 beige-
fügten Bescheid vom 16.04.2025, Az. 31-6024.2-20250120, die Baugenehmigung zur Nutzungsänderung des 
Sonnenstudios im EG in eine Wohnung auf dem Grundstück Fl.Nr. 259/1 der Gemarkung Illertissen erteilt. 
 
Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können beim Landratsamt Neu-Ulm, Außenstelle Bahnhofstraße 
39, 41, 89231 Neu-Ulm, nur nach vorheriger Terminvereinbarung während der Dienststunden bei Frau Fischer 
eingesehen werden. Mit dem Tag der Bekanntmachung gilt die Zustellung der Baugenehmigung als bewirkt. 

 
 

Az. 31-6024.2-20250120        LABl NU S. 50/2025 
 

________________________________________________________________________________________ 

 

 

BEKANNTMACHUNGEN ANDERER 

BEHÖRDEN UND DIENSTSTELLEN! 
 
 
Abfallwirtschaftsbetrieb        Weißenhorn, den 24.04.2025 
des Landkreises Neu-Ulm       
89264 Weißenhorn     
Daimlerstr. 36       

 

Bekanntmachung der Satzung zur Neufassung der Satzung über die Vermeidung,  

Verwertung, Beseitigung und sonstige Bewirtschaftung von Abfällen  

im Landkreis Neu-Ulm - Abfallwirtschaftssatzung (AWS) 

 

Die o.g. Neufassung der Satzung über die Vermeidung, Verwertung, Beseitigung und sonstige Bewirtschaftung 
von Abfällen im Landkreis Neu-Ulm – Abfallwirtschaftssatzung vom 21.03.2025 liegt diesem Amtsblatt als  
Anlage 4  bei. 
 
gez. Thomas Moritz, Werkleiter 

 
gez. Erich Winkler, Stv. Landrat 

______________________________________________________________________________________ 
 

Anlage 3 

 

Anlage 4 

Werkleiter



FJu Landkreis Neu-Ulm 

HAUSHALTSSATZUNG 

des Landkreises Neu-Ulm für das Haushaltsjahr 2025 

Aufgrund der Art. 57 ff. der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LKrO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 3 des 
Gesetzes vom 09. Dezember 2024 (GVBI. S. 573) geändert worden ist, erlässt der Landkreis Neu-
Ulm folgende Haushaltssatzung: 

§1 

(1) Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt 

1. im Ergebnishaushalt mit Euro 

dem Gesamtbetrag der Erträge von 248.338.867 

und dem Saldo (Jahresergebnis) von -3.778.252 

2. im Finanzhaushalt 

a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit Euro 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 243.674.221 

[dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von -240.477.829 

und einem Saldo von 3.196.392 

b) aus Investitionstätigkeit mit Euro 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 2.324.000 

r em Gesamtbetrag der Auszahlunge

und einem Saldo von -12.700.964 

c) aus Finanzierungstätigkeit mit Euro 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 0 

und einem Saldo von -2.352.548 

d) Euro 

und dem Saldo des Finanzhaushalts von 

ab. 

-11.857.120 

(2) Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Kreisabfallwirtschaft für das Wirt-
schaftsjahr 2025 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

1. im Erfolgsplan Euro 

in den Erträgen mit 23.577.760 

in den Au5wendunge 
n 

und einem Saldo von -1.466.495 

2. und im Vermögensplan Euro 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 

ab. 

11.036.595 

1 
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ICI V Landkreis Neu-Ulm 

§2

(1) Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen des Landkreises sind nicht vorge-
sehen. 

(2) Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen des Eigenbetrie-
bes Kreisabfallwirtschaft sind nicht vorgesehen. 

§3 

(1) Verpflichtungsermächtigungen des Landkreises zur Leistung von Auszahlungen für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren werden nicht festgesetzt. 

(2) Verpflichtungsermächtigungen des Eigenbetriebes Kreisabfallwirtschaft zur Leistung von Auszah-
lungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren werden 
nicht festgesetzt. 

§4 

(1) Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs, der nach Art. 18 ff. des Bayeri-
schen Finanzausgleichsgesetzes umzulegen ist, wird für das Haushaltsjahr 2025 auf 151.536.179 
Euro (Umlagesoll) festgesetzt. 

(2) Die Kreisumlage wird in von Hundertsätzen aus nachstehenden Realsteuerkraftzahlen und 
Schlüsselzuweisungen bemessen: 

Vom Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung festgestellte Realsteuerkraftzahlen Euro 

der Grundsteuer A 

der Gewerbesteuer 

~`d`er Ein7cömmeriss~eüer6e~eiTigüng 

der Umsatzsteuerbeteiligung 

548.175 

118.883.396 

14.821.331 

°8o'v:H: üer St105seliüweisungen, au e die kreisangehörigen Gemeinden im Haushaltsjahr 
(Vorjahr) Anspruch hatten 26.291.267 

j 
Summe der Bemessungsgrundlagen 292.540.886 

(3) Nach Art. 18 Abs. 3 des Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes werden die Umlagesätze für 
die Kreisumlage wie folgt festgesetzt: 

in % 

1 a) Aus der Steuerkraft der Grundsteuer für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A) 51,80 

2. Aus der Steuerkraft der Gewerbesteuer 51,80 

(4) Die Steuersätze (Hebesätze) für Gemeindesteuern, die der Landkreis auf gemeindefreien Grund-
stücken erhebt und die für jedes Jahr neu festzusetzen sind, werden wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer in % 

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A) 470 

2. Gewerbesteuer in % 

Gewerbesteuer 360 

2 



~u Landkreis Neu-Ulm 

§5 

(1) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen nach dem 
Haushaltsplan des Landkreises wird auf 4.500.000 Euro festgesetzt. 

(2) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Wirt-
schaftsplan des Eigenbetriebes Kreisabfallwirtschaft wird auf 2.000.000 Euro festgesetzt. 

§6 

Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 

Neu-Ulm, den 25.04.2025 

Landkreis Neu-Ulm 
Dienstsiegel 

Eva Treu 
Landrätin 

3 



HAUSHALTSSATZUNG 

der Franz und Gertrud Mück-Stiftung für das Haushaltsjahr 2025 

Aufgrund des Art. 20 Abs. 2 des Bayer. Stiftungsgesetzes i.V.m. Art. 57 der Landkreisordnung (LKrO) i. d. 
F. der Bekanntmachung vom 22. August 1998 GVBI. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 3 des 
Gesetzes vom 09. Dezember 2024 (GVBI. S. 573) geändert worden ist, erlässt der Landkreis Neu-Ulm 
folgende Haushaltssatzung: 

§1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

1. im Ergebnishaushalt mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge von 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen von 
und dem Saldo (Jahresergebnis) von 

2. im Finanzhaushalt 
a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 
und einem Saldo von 

b) aus Investitionstätigkeit mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 
und einem Saldo von 

c) aus Finanzierungstätigkeit mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 
und einem Saldo von 

118.628 Euro 
-271.167 Euro 
-152.539 Euro 

118.042 Euro 
-261.476 Euro 
-143.434 Euro 

0 Euro 
0 Euro 
0 Euro 

0 Euro 
0 Euro 
0 Euro 

d) und dem Saldo des Finanzhaushalts von -143.434 Euro 

§2 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 

§3 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt. 

§4 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen nach dem 
Haushaltsplan wird auf 20.000,00 Euro festgesetzt. 

Anlage 2 zum Kreisamtsblatt Nr. 19 vom 25.04.2025
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§5 

Diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 

Neu-Ulm
\
.,._de

yn~ 
25.04.2025 

'"•. `_~  .F ) /\ 
r•iYi~'' ~11 

`r 
... , f . / t

Landkreis Neu=U(m Eva Treu 
Landrätin 



r Al! f~1`~ iaünq 

Landratsamt Neu-Ulm • Kantstraße 8 • 89231 Neu-Ulm 

Postzustellungsurkunde 
S + K Gbr Strobel und Kächler 
Herr Michael Kächler 
Hinterm Ließ 37 
89481 Balzheim 

RJU 
Rechtliche Bauordnung 

Bearbeiter/in: 
Zimmer: 

Telefon: 

Telefax: 
E-Mail 

Landratsamt Neu-Ulm 

Frau Fischer 

325 (Bahnhofstraße 39, 41, Neu-Ulm) 
0731/7040-31103 

0731-7040-31999 

leonie.fischer@landkreis-nu.de 

Unser Zeichen: 31-6024.2 -20250120 

Datum 16.04.2025 

Bauvorhaben: Nutzungsänderung des Sonnenstudios im EG in eine Wohnung 
- Gebäudeklasse 3 -

Bauort: Grundstück FI.Nr. 259/1 der Gemarkung Illertissen 

Zum Antrag vom 13.01.2025, eingegangen beim Landratsamt Neu-Ulm am 06.02.2025. 

Das Landratsamt Neu-Ulm erlässt folgenden 

Bescheid: 

1. Das Bauvorhaben wird unter den nachstehenden Auflagen genehmigt: 

1.1. Die Baumaßnahme ist gemäß den 
Prüfungseintragungen sind zu beachten. 

(... ) 

2. Hinweise 

(... ) 

genehmigten Bauvorlagen auszuführen. Eventuelle 

3. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. Für diesen Bescheid wird eine Gebühr 
in Höhe von 75,00 EUR festgesetzt. Die Auslagen betragen 17,53 EUR. 

Gründe

\~ 
~ 

Öffnungszeiten: Mo - Mi und Fr 7.30 - 12.30 Uhr 
und Do 7.30- 17.30 Uhr und nach Vereinbarung 
Internet: www.landkreis-nu.de 

Sparkasse Neu-Ulm - Illertissen 
IBAN: DE73 7305 0000 0430 0125 18 
SWIFT-BIC: BYLADEM1 NUL 

Anlage 3 zum Kreisamtsblatt Nr. 19 vom 25.04.2025
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben 
werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg, 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrunq 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 

Fischer 



Abfallwi rtschaftssatzu ng 

des Landkreises Neu-Ulm 
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SATZUNG 

über die Vermeidung, Verwertung, Beseitigung und sonstige Bewirtschaftung 
von Abfällen im Landkreis Neu-Ulm 

Abfallwirtschaftssatzung (AWS) 

Aufgrund des Art. 3 Abs. 2 und des Art. 7 Abs. 1 des Gesetzes zur Vermeidung, Verwertung 
und sonstigen Bewirtschaftung von Abfällen in Bayern (Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz -
BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. August 1996 (GVBI S. 396, ber. S. 449, 
BayRS 2129-2-1-UG), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 25. Mai 2021 (GVBI. S. 
286) sowie § 7 Abs. 2 der Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen 
Siedlungsabfällen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung 
— GewAbfV) vom 18. April 2017 (BGBl. I S. 896), zuletzt geändert durch Artikel 3 der 
Verordnung vom 28. April 2022 (BGBl. I S. 700) in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
und Abs. 2 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (Landkreisordnung - LkrO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI S. 826, BayRS 2020-3-1-I), zuletzt 
geändert durch § 2 des Gesetzes vom 9. März 2021 (GVBI. S. 74) erlässt der Landkreis Neu-
Ulm (mit Zustimmung der Regierung von Schwaben) folgende Satzung: 

Präambel 

Im Landkreis Neu-Ulm bestehen für die öffentliche Abfallentsorgung unterschiedliche 
Zuständigkeiten: 

Für die in Anhang 2 zu dieser Satzung aufgeführten Städte und Gemeinden hat der Landkreis 
Neu-Ulm mit Rechtsverordnung zur Übertragung einzelner Aufgaben der Abfallentsorgung an 
kreisangehörige Gemeinden (Übertragungsverordnung) vom 25.10.2024 einzelne Aufgaben 
der Abfallentsorgung auf die jeweilige Stadt bzw. Gemeinde übertragen. Der Anschluss und die 
Benutzung der öffentlichen Abfallentsorgung des Landkreises Neu-Ulm für Benutzer aus 
diesen Städten und Gemeinden ist insbesondere in Abschnitt 3 dieser Satzung geregelt. Für 
die eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden selbst ist der Anschluss und die Benutzung 
der öffentlichen Abfallentsorgung des Landkreises insbesondere in Abschnitt 4 dieser Satzung 
geregelt. 

Für die Benutzer aus den in Anhang 3 aufgeführten Städten und Gemeinden ist der Landkreis 
ausschließlicher öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger; für die Benutzer aus diesen Städten 
und Gemeinden ist der Anschluss und das Benutzungsverhältnis insbesondere in Abschnitt 2 
dieser Satzung geregelt. 

Ungeachtet seiner gesetzliche Aufgaben als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger nach § 20 
KrWG i.V.m. Art 3 BayAbfG wirkt der Landkreis im Sinne Art. 2 BayAbfG bei der Gestaltung 
von Arbeitsabläufen in seinen Dienststellen und Einrichtungen, insbesondere dem 
Abfallwirtschaftsbetrieb, und bei seinem sonstigen Handeln vor allem im Beschaffungs- und 
Auftragswesen sowie bei Bauvorhaben beispielgebend darauf hin, dass möglichst wenig und 
möglichst schadstoffarmer Abfall entsteht, entstehender Abfall verwertet und die Verwendung 
von wiederverwerteten Stoffen gefördert wird. Im Rahmen seiner Möglichkeiten veranlasst der 
Landkreis, dass Gesellschaften des privaten Rechts, an denen er beteiligt ist, entsprechend 
verfahren. 
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1. Abschnitt: 
Allgemeine Vorschriften 

§1 
Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich 

(1) Abfälle im Sinn dieser Satzung sind alle Stoffe oder Gegenstände, deren sich der Besitzer 
entledigt, entledigen will oder entledigen muss (§ 3 Abs. 1 Satz 1 KrWG). 

Abfälle, die verwertet werden, sind Abfälle zur Verwertung. Abfälle, die nicht verwertet 
werden, sind Abfälle zur Beseitigung (§ 3 Abs. 1 Satz 2 KrWG). 

Keine Abfälle im Sinn dieser Satzung sind die in § 2 Abs. 2 KrWG genannten Stoffe und 
Materialien nach Maßgabe der jeweiligen Regelung in § 2 Abs. 2 KrWG. Keine Abfälle im 
Sinn dieser Satzung sind auch radioaktive Stoffe gemäß § 3 StrlSchG, soweit die Aktivität 
oder spezifische Aktivität des Stoffes im Sinne des § 3 Abs. 2 StrlSchG nicht außer Acht 
gelassen werden kann und dies durch den Abfallerzeuger oder -besitzer gegenüber dem 
Landkreis nicht nachgewiesen ist. 

(2) Abfälle aus privaten Haushaltungen sind Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen 
der privaten Lebensführung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen 
Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallorten wie 
Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens. 

Alle nicht Satz 1 zuordenbaren Abfälle sind Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen. 

(3) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Anlage der Verordnung über das 
Europäische Abfallverzeichnis aufgeführt sind, insbesondere 

a) gewerbliche und industrielle Abfälle, die Abfällen aus privaten Haushaltungen 
aufgrund ihrer Beschaffenheit oder Zusammensetzung ähnlich sind, sowie 

b) Abfälle aus privaten und öffentlichen Einrichtungen mit Ausnahme der in Abs. 2 Satz 
1 genannten Abfälle. 

(4) Bioabfälle im Sinn dieser Satzung sind biologisch abbaubare pflanzliche, tierische oder 
aus Pilzmaterialien bestehende Abfälle aus Haushaltungen und Gewerbebetrieben sowie 
Grüngut und Gartenabfälle, die über die Biotonne eingesammelt werden. Ausgenommen 
hiervon sind biologisch abbaubare Abfälle nach § 2 Abs. 2 KrWG, insbesondere tierische 
Nebenprodukte, Fäkalien und Abfälle die nach Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch 
zu entsorgen sind. 

Das Nähere wird in der Trennliste geregelt, die als Anhang 1 Bestandteil dieser Satzung 
ist. 

(5) Garten- und Parkabfälle (Grünabfälle) sind pflanzliche Abfälle, die dem Abfallschlüssel 
AW 200201 der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-
Verordnung - AW) zugeordnet werden und die innerhalb bebauter Ortslagen auf zu 
Wohnzwecken und gewerblich genutzten Grundstücken und auf öffentlichen Flächen 
anfallen. Hierzu gehören Grasschnitt sowie krautige und holzige Grünabfälle 
einschließlich Wurzelstöcken bis zu einem Durchmesser von 20 Zentimetern. 

(6) Sperrmüll ist haushaltsüblicher Abfall, der aufgrund von Größe und Gewicht nicht in 
Restmülltonnen passt und für den es keine anderen Entsorgungsmöglichkeiten gibt. 
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(7) Die Abfallbewirtschaftung im Sinn dieser Satzung umfasst die Bereitstellung, die 
Überlassung, die Sammlung, die Beförderung, die Sortierung, die Verwertung und die 
Beseitigung von Abfällen einschließlich der Überwachung dieser Verfahren sowie der 
Nachsorge von Beseitigungsanlagen. 

(8) Abfallentsorgung im Sinn dieser Satzung sind Verwertungs- und Beseitigungsverfahren, 
einschließlich der Vorbereitung zur Wiederverwendung vor der Verwertung oder der 
Beseitigung. 

(9) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem 
gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine 
selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke 
oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechtes handelt. Rechtlich 
verbindliche planerische Festlegungen sind zu berücksichtigen. 

(10) Grundstückseigentümern im Sinn dieser Satzung stehen Erbbauberechtigte, 
Nießbraucher und ähnliche zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte gleich. 
Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als 
Gesamtschuldner. 

(11) Haushalte im Sinn dieser Satzung sind, 

a) zusammen wohnende, eine wirtschaftliche Einheit bildende Personen 
(Mehrpersonenhaushalte) sowie 

b) allein wohnende und wirtschaftende Personen (Einpersonenhaushalte). 

(12) Beschäftigte im Sinn dieser Satzung sind alle in einem anderen Herkunftsbereich als 
private Haushaltungen Tätige, wie insbesondere Arbeitnehmer, Unternehmer, 
mithelfende Familienangehörige, Auszubildende, einschließlich Teilzeit- und 
Zeitarbeitskräfte. 

(13) Eigenverantwortliche Städte und Gemeinden im Sinn dieser Satzung sind die Städte und 
Gemeinden, denen aufgrund der Rechtsverordnung des Landkreises Neu-Ulm zur 
Übertragung einzelner Aufgaben der Abfallentsorgung an kreisangehörige Gemeinden 
(Übertragungsverordnung) vom 25.10.2024 Aufgaben der Abfallentsorgung übertragen 
sind. Die betreffenden Städte und Gemeinden sind in Anhang 2 zu dieser Satzung 
aufgeführt. 

§2 
Abfallvermeidung und Wiederverwendung 

(1) Jeder Benutzer der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises hat den 
Anfall von Abfällen so gering wie möglich zu halten. Die Wiederverwendung von Abfällen 
hat Vorrang vor deren Verwertung und Beseitigung. 

(2) Der Landkreis informiert und berät private Haushaltungen und Einrichtungen aus anderen 
Herkunftsbereichen über die Möglichkeiten zur Vermeidung, Wiederverwendung und 
Verwertung von Abfällen. 
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§3 
Abfallentsorgung durch den Landkreis 

(1) Der Landkreis entsorgt nach Maßgabe der Gesetze und dieser Satzung durch eine 
öffentliche Einrichtung die in seinem Gebiet anfallenden und ihm überlassenen Abfälle. 

Abfall zur Beseitigung, der außerhalb des Landkreises Neu-Ulm angefallen ist, darf auf 
den Abfallbeseitigungsanlagen des Landkreises Neu-Ulm nicht angeliefert werden, 
sofern dessen Beseitigung nicht durch besondere Vereinbarung vom Landkreis Neu-Ulm 
übernommen worden ist. 

(2) Der Landkreis kann Dritte mit der Erfüllung seiner Pflichten nach Absatz 1 beauftragen. 

(3) Der Landkreis hat einzelne Aufgaben der Abfallentsorgung durch die Rechtsverordnung 
des Landkreises Neu-Ulm zur Übertragung einzelner Aufgaben der Abfallentsorgung an 
kreisangehörige Gemeinden (Übertragungsverordnung) vom 25.10.2024 auf 
kreisangehörige Gemeinden oder deren Zusammenschlüsse für deren Gebiet mit deren 
Zustimmung übertragen. Die betreffenden Städte und Gemeinden sind in Anhang 2 zu 
dieser Satzung aufgeführt. 

Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden, denen durch die Rechtsverordnung 
Aufgaben übertragen sind, nehmen im Umfang der Aufgabenübertragung die Rechte und 
Pflichten der entsorgungspflichtigen Körperschaften wahr (Art. 5 Abs. 1 Satz 3 BayAbfG). 
Die Umsetzung dieser übertragenen Aufgaben richtet sich im Umfang der 
Aufgabenübertragung gemäß der Übertragungsverordnung vom 25.10.2024 nach den 
jeweils geltenden Satzungen der eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden. 

Im Umfang der nicht von der Aufgabenübertragung nach der Übertragungsverordnung 
vom 25.10.2024 umfassten Aufgaben regelt der Landkreis mit dieser Satzung, 
insbesondere in Abschnitt 3, das Benutzungsverhältnis mit den Benutzern aus den 
eigenverantwortlichen Städten und Gemeinden für die Einrichtung der öffentlichen 
Abfallentsorgung des Landkreises. 

§4 
Ausnahmen von der Abfallentsorgung durch den Landkreis 

(1) Von der Abfallentsorgung durch den Landkreis sind ausgeschlossen: 

1. Eis und Schnee, 

2. explosionsgefährliche Stoffe wie insbesondere Feuerwerkskörper, Munition, 
Sprengkörper, Druckgasflaschen, brennende oder glühende Abfälle sowie nicht 
vollständig ausgekühlte Aschen, 

3. folgende Abfälle aus Einrichtungen des Gesundheitswesens, wie insbesondere 
Krankenhäusern, Dialysestationen und -zentren, Sanatorien, Kur- und Pflegeheimen, 
Arzt- und Zahnarztpraxen, medizinischen Labors, Blutspendediensten und 
Blutbanken, Hygieneinstituten, Praxen der Heilpraktiker und der physikalischen 
Therapie, Apotheken, tierärztlichen Praxen und Kliniken, Tierversuchsanstalten: 

a) Infektiöse Abfälle 

- Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht 
besondere Anforderungen gestellt werden; 

b) Chemikalien, Laborabfälle, Arzneimittel, Verpackungen 
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die aus gefährlichen Abfällen bestehen oder solche enthalten, 

- zytotoxische und zytostatische Arzneimittel, 

- Amalgamabfälle aus der Zahnmedizin; 

c) Körperteile und Organe, einschließlich Blutbeutel und Blutkonserven, 

4. Kraftfahrzeuge, Anhänger, landwirtschaftliche Maschinen und Geräte, Altöl, Altreifen 
und Starterbatterien, 

5. Asphaltdecken aus Straßenaufbruch ohne teerhaltige Anteile (AW 170302 der 
Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung 
— AW)), 

6. pflanzliche Abfälle aus der Land-, Forst- und Almwirtschaft, aus dem 
Erwerbsgartenbau sowie von nicht an die öffentliche Abfallsammlung 
angeschlossenen Grundstücken, soweit haushaltsübliche Mengen überschritten 
werden, 

7. Klärschlämme und sonstige Schlämme, die einen Wassergehalt von mehr als 75 % 
+1- 2 % haben, sowie Fäkalschlämme und Fäkalien, 

B. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen, soweit diese mit Zustimmung der zuständigen Behörde nach Art, 
Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen 
entsorgt werden können, 

9. Abfälle, soweit diese der Rücknahmepflicht aufgrund einer nach § 25 KrWG 
erlassenen Rechtsverordnung oder aufgrund eines Gesetzes unterliegen und 
entsprechende Rücknahmeeinrichtungen tatsächlich zur Verfügung stehen, oder die 
mit Zustimmung der zuständigen Behörde im Einzelfall wegen ihrer Art oder Menge 
von der Abfallentsorgung durch den Landkreis ausgeschlossen worden sind, 

10. CFK-Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen. 

(2) Vom Einsammeln und Befördern durch den Landkreis sind ausgeschlossen: 

1. Bauschutt, Baustellenabfälle, Straßenaufbruch und Erdaushub, 

2. Klärschlämme und sonstige Schlämme, 

3. Haus- und hausmüllähnliche Gewerbeabfälle aus dem Gebiet der 
eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden, soweit diesen das Einsammeln und 
Befördern durch die Rechtsverordnung des Landkreises Neu-Ulm zur Übertragung 
einzelner Aufgaben der Abfallentsorgung an kreisangehörige Gemeinden 
(Übertragungsverordnung) vom 25.10.2024 übertragen wurde, 

4. Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die wegen ihrer 
Art, Menge oder Beschaffenheit nicht in den zugelassenen Abfallbehältnissen oder 
jedermann zugänglichen Sammelbehältern gesammelt oder mit den 
Hausmüllfahrzeugen oder sonstigen Sammelfahrzeugen transportiert werden 
können, 

5. Nachtspeicherheizgeräte und große Photovoltaikmodule nach § 2 Abs. 1 Nummer 4 
des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) in Verbindung mit Anhang 1 
zum ElektroG; diese sind durch den Abfallbesitzer selbst oder durch einen von 
diesem beauftragten Dritten zu der vom Landkreis dafür bestimmten Übergabestelle 
nach § 14 Abs. 1 ElektroG zu bringen, 
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6. sonstige Abfälle, die mit Zustimmung der zuständigen Behörde im Einzelfall wegen 
ihrer Art oder Menge vom Einsammeln und Befördern durch den Landkreis 
ausgeschlossen worden sind. 

(3) Bei Zweifeln darüber, ob und inwieweit ein Abfall vom Landkreis zu entsorgen ist, 
entscheidet der Landkreis oder dessen Beauftragter. 

Dem Landkreis ist auf Verlangen nachzuweisen, dass es sich nicht um einen von der 
kommunalen Entsorgung ganz oder teilweise ausgeschlossenen Abfall handelt; die 
Kosten hierfür hat der Nachweispflichtige zu tragen. Solange der erforderliche Nachweis 
nicht erbracht ist, wird der Abfall durch den Landkreis nicht angenommen. 

(4) Soweit Abfälle nach Absatz 2 vom Einsammeln und Befördern durch den Landkreis 
ausgeschlossen sind, dürfen sie ohne besondere schriftliche Vereinbarung mit dem 
Landkreis weder der Müllabfuhr übergeben noch an den vom Landkreis betriebenen 
Entsorgungseinrichtungen angeliefert oder an den jedermann zugänglichen 
Sammelbehältern überlassen werden. 

Soweit Abfälle darüber hinaus nach Absatz 1 von der Abfallentsorgung durch den 
Landkreis ausgeschlossen sind, dürfen sie auch nicht gemäß §§ 29 und 30 dieser 
Satzung überlassen werden. 

Geschieht dies dennoch, so kann der Landkreis neben dem Ersatz des ihm entstandenen 
Schadens die Rücknahme der Abfälle oder die Erstattung derjenigen Aufwendungen 
verlangen, die ihm für eine ordnungsgemäße und schadlose Entsorgung der Abfälle 
entstanden sind. 
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2. Abschnitt: 
Vorschriften für Benutzer in den kreisangehörigen Städten und Gemeinden nach 
Anhang 3 zu dieser Satzung, d.h. Benutzer in den kreisangehörigen Städten und 

Gemeinden, für die der Landkreis ausschließlicher öffentlich-rechtlicher 
Entsorgungsträger ist 

§5 
Anschluss- und Überlassungsrecht 

(1) Die Grundstückseigentümer in den kreisangehörigen Städten und Gemeinden, für die der 
Landkreis ausschließlicher öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist, sind berechtigt, 
den Anschluss ihrer Grundstücke an die öffentliche Abfallentsorgungseinrichtung des 
Landkreises zu verlangen (Anschlussrecht). 

Ausgenommen sind die nicht zu Wohn-, gewerblichen und freiberuflichen Zwecken 
nutzbaren bzw. für eine solche Nutzung nicht vorgesehenen Grundstücke, auf denen 
Abfälle, für die nach Absatz 2 ein Überlassungsrecht besteht, nicht oder nur 
ausnahmsweise anfallen. 

(2) Die Anschlussberechtigten und sonstige zur Nutzung eines anschlussberechtigten 
Grundstücks Berechtigte, insbesondere Mieter und Pächter, haben das Recht, den 
gesamten auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen anfallenden Abfall nach Maßgabe 
der §§ 10 bis 22 dieser Satzung der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des 
Landkreises zu überlassen (Überlassungsrecht). 

Soweit auf nicht anschlussberechtigten Grundstücken Abfälle anfallen, ist ihr Besitzer 
berechtigt, sie in geeigneter Weise der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung zu 
überlassen. 

(3) Vom Überlassungsrecht nach Absatz 2 sind die in § 6 Abs. 3 dieser Satzung genannten 
Abfälle ausgenommen. 

§6 
Anschluss- und Überlassungszwang 

(1) Eigentümer von im Gebiet der kreisangehörigen Städte und Gemeinden, für die der 
Landkreis ausschließlicher öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist, gelegenen 
Grundstücken sind im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG 
verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentliche Abfallentsorgungseinrichtung des 
Landkreises anzuschließen (Anschlusszwang). 

Ausgenommen sind die nicht zu Wohn-, gewerblichen und freiberuflichen Zwecken 
nutzbaren bzw. für eine solche Nutzung nicht vorgesehenen Grundstücke, auf denen 
Abfälle, für die nach Absatz 2 ein Überlassungszwang besteht, nicht oder nur 
ausnahmsweise anfallen; dies gilt nicht für Ferienhäuser. 

(2) Die Anschlusspflichtigen und die sonstigen zur Nutzung eines anschlusspflichtigen 
Grundstücks Berechtigten, insbesondere Mieter und Pächter, haben nach Maßgabe des 
§ 17 KrWG und mit Ausnahme der in Absatz 3 genannten Abfälle den auf ihren 
Grundstücken oder sonst bei ihnen anfallenden Abfall gemäß §§ 10 bis 22 dieser Satzung 
der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises zu überlassen 
(Überlassungszwang). 
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Soweit auf nicht anschlusspflichtigen Grundstücken überlassungspflichtige Abfälle im 
Sinne des Satzes 1 anfallen, sind diese von ihrem Besitzer unverzüglich und in geeigneter 
Weise der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen. 

Für den gesamten in den kreisangehörigen Städten und Gemeinden, in deren Gebiet der 
Landkreis der ausschließliche öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger ist, anfallenden 
Abfall zur Beseitigung (mit Ausnahme der in Absatz 3 ausgeschlossenen Abfallarten) 
besteht Überlassungspflicht an den Landkreis nach Maßgabe des § 17 KrWG. 

(3) Vom Überlassungszwang nach Absatz 2 sind ausgenommen: 

1. die in § 4 Abs. 1 dieser Satzung genannten Abfälle, 

z. Bioabfälle aus privaten Haushaltungen, wenn die Verpflichteten diese selbst 
ordnungsgemäß und schadlos auf den von ihnen im Rahmen ihrer privaten 
Lebensführung genutzten Grundstücken verwerten können und dies beabsichtigen, 

3. die durch Verordnung nach § 28 Abs. 3 KrWG zur Beseitigung außerhalb von Anlagen 
im Sinn des § 28 Abs. 1 KrWG zugelassenen Abfälle, soweit diese nach den 
Vorschriften der Verordnung beseitigt werden, 

4. die durch Einzelfallentscheidung nach § 28 Abs. 2 KrWG zur Beseitigung außerhalb 
von Anlagen im Sinn des § 28 Abs. 1 KrWG zugelassenen Abfälle, soweit diese gemäß 
den Anforderungen der Einzelfallentscheidung beseitigt werden, 

5. die Abfälle, deren Beseitigung dem Inhaber einer Abfallbeseitigungsanlage nach § 29 
Abs. 2 KrWG übertragen worden ist. 

§ 7
Mitteilungs- und Auskunftspflichten, Nachweis- und Duldungspflichten 

sowie Mitwirkung der Städte und Gemeinden 

(1) Die Anschluss- und Überlassungspflichtigen müssen dem Landkreis oder einer von ihm 
bestimmten Stelle zu den durch Bekanntmachung festgelegten Zeitpunkten für jedes 
anschlusspflichtige Grundstück die für die Abfallentsorgung und die 
.Gebührenberechnung und -erhebung wesentlichen Umstände mitteilen; dazu gehören 
insbesondere die Anzahl der auf dem Grundstück befindlichen privaten Haushaltungen 
und Einrichtungen aus anderen Herkunftsbereichen, Angaben über den 
Grundstückseigentümer und die sonstigen zur Nutzung des anschlusspflichtigen 
Grundstücks Berechtigten, über die Zahl der Bewohner des Grundstücks, über die Zahl 
und Größe der bereitgestellten Abfallbehälter sowie über die Art, die Beschaffenheit und 
die Menge der Abfälle, die dem Landkreis überlassen werden müssen. 

Wenn sich die in Satz 1 genannten Gegebenheiten ändern oder wenn auf dem 
Grundstück erstmals überlassungspflichtige Abfälle anfallen, haben die Anschluss- und 
Überlassungspflichtigen unaufgefordert und unverzüglich, spätestens innerhalb von zwei 
Wochen, entsprechende Mitteilungen zu machen. 

Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen 
verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 kann der Landkreis von den Anschluss- und den 
Überlassungspflichtigen jederzeit Auskunft über die für die Abfallentsorgung und die 
Gebührenberechnung wesentlichen Umstände verlangen. 
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(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Erzeuger oder Besitzer von Abfällen zur 
Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen. Dies gilt 
insbesondere für erforderliche Mitteilungen zur Ermittlung der Restmüllbehälterkapazität 
nach § 17 Abs. 2 dieser Satzung. Werden die erforderlichen Mitteilungen nicht erteilt, so 
werden die erforderlichen Werte geschätzt. 

Die geschätzten Werte werden für die Ermittlung der Restmüllbehälterkapazität sowie für 
die Gebührenerhebung solange zugrunde gelegt bis die tatsächlichen Werte vom 
Verpflichteten gemeldet und vom Landkreis anerkannt worden sind. 

(4) Die Gemeinden unterstützen den Landkreis nach den Grundsätzen der Amtshilfe bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben nach dieser Satzung. Die Gemeinden teilen dem Landkreis 
die für den Vollzug dieser Satzung und die zur Gebührenerhebung erheblichen Daten mit, 
insbesondere Angaben über den Grundstückseigentümer und die sonstigen zur Nutzung 
des anschlusspflichtigen Grundstücks Berechtigten einschließlich Einrichtungen aus 
anderen Herkunftsbereichen sowie über die Zahl der Bewohner des Grundstücks. 

(5) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen überlassungspflichtige Abfälle 
anfallen, sind gemäß § 19 Abs. 1 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von zur Erfassung 
notwendiger Behältnisse sowie das Betreten des Grundstücks zum Zwecke des 
Einsammelns und zur Überwachung des Getrennthaltens und der Verwertung von 
Abfällen zu dulden. Dies gilt gemäß § 19 Abs. 2 KrWG entsprechend für Rücknahme-
und Sammelsysteme, die zur Durchführung von Rücknahmepflichten auf Grund einer 
Rechtsverordnung nach § 25 KrWG erforderlich sind. 

(6) Die Beauftragten des Landkreises sind befugt, Kontrollen der bereitgestellten bzw. 
angelieferten Abfälle durchzuführen. Soweit festgestellt wird, dass diese nicht gemäß den 
Bestimmungen dieser Satzung überlassen werden, werden diese zurückgewiesen bzw. 
zwischengelagert. 

§ 8
Störungen in der Abfallentsorgung 

(1) Wird die Abfallentsorgung infolge höherer Gewalt, behördlicher Verfügungen, 
Betriebsstörungen, betriebsnotwendiger Arbeiten oder sonstiger betrieblicher Gründe 
vorübergehend eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet durchgeführt, so besteht kein 
Anspruch auf Gebührenminderung. Ebenso besteht kein Anspruch auf Schadensersatz, 
es sei denn, die Störung wurde grob fahrlässig oder vorsätzlich verursacht. 

Die unterbliebenen Maßnahmen werden so bald wie möglich nachgeholt. 

(2) Die zur Abfuhr bereitgestellten Abfälle sind bei Störungen im Sinn des Absatzes 1, die 
länger als einen Tag andauern, von den Überlassungspflichtigen zurückzunehmen. 
Abfallbehälter sind an ihren gewöhnlichen Standplatz zurückzustellen. 
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§ 9
Eigentumsübertragung 

Der Abfall geht mit dem Verladen auf das Sammelfahrzeug in das Eigentum des Landkreises 
über. 

Wird Abfall durch den Besitzer oder für diesen durch einen Dritten zu einer hierzu geeigneten 
Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises gebracht, so geht der Abfall mit der Übernahme 
zur Entsorgung in das Eigentum des Landkreises über. 

Im Abfall gefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt. Der Landkreis ist 
nicht verpflichtet, Abfälle nach verlorenen oder wertvollen Gegenständen zu durchsuchen. Für 
die Wahrung der Vertraulichkeit, z. B. bei persönlichen Papieren, übernimmt der Landkreis 
keine Verantwortung. 

§10 
Formen des Einsammelns und Beförderns 

Die vom Landkreis zu entsorgenden Abfälle werden eingesammelt und befördert 

1. durch den Landkreis oder von ihm beauftragte Dritte, insbesondere private Unternehmen, 

a) im Rahmen des Bringsystems (§§ 20 und 21 dieser Satzung) oder 

b) im Rahmen des Holsystems (§§ 11 bis 19 dieser Satzung) oder 

2. durch den Besitzer selbst oder ein von ihm beauftragtes Unternehmen (§ 22 dieser Satzung, 
„Selbstanlieferung"). 

§11 
Holsystem 

(1) Beim Holsystem werden die Abfälle nach Maßgabe des § 12 dieser Satzung an oder auf 
dem anschlusspflichtigen Grundstück abgeholt. 

(2) Dem Holsystem unterliegen 

1. folgende Abfälle zur Verwertung (im haushaltsüblichen Umfang) 

a) Bioabfälle im Sinne § 1 Abs. 4 dieser Satzung, 

b) holzige Bestandteile an Garten- und Parkabfällen im Sinne § 1 Abs. 5 dieser 
Satzung, 

c) nur im Gebiet der Stadt Weißenhorn: Papier, Pappe und Kartonagen 
(Papierabfälle), 

2. Abfälle, die infolge ihrer Größe, ihres Gewichts oder ihrer Menge nicht in die 
zugelassenen Abfallbehältnisse aufgenommen werden können oder das Entleeren 
dieser Behältnisse erschweren (Sperrmüll), 

3. Abfälle zur Beseitigung, die nicht nach den Nummern 1 und 2 oder § 14 dieser Satzung 
getrennt erfasst werden (Restmüll). 
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§12 
Anforderungen an die Abfallüberlassung im Holsystem 

(1) Die in § 11 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a) und Buchstabe c) dieser Satzung genannten Abfälle 
sind getrennt in den jeweils dafür bestimmten und nach Satz 11 zugelassenen 
Behältnissen zur Abfuhr bereitzustellen; andere als die dafür bestimmten Abfälle dürfen 
in die Behältnisse nicht eingegeben werden. Andere als die zugelassenen Behältnisse 
und Behältnisse, die dafür nicht bestimmte Abfälle enthalten, werden nicht entleert. 
Absatz 4 bleibt unberührt. 

Bei organischen Abfällen aus Großküchen, Kantinen, Gaststätten und ähnlichen 
Einrichtungen stellt der Landkreis im Einzelfall fest, inwieweit eine Sammlung dieser 
Abfälle über die Biotonne möglich ist. 

Die in § 11 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b) dieser Satzung genannten Abfälle sind getrennt 
und handlich gebündelt zur Abfuhr bereitzustellen. Es wird ausschließlich holziger 
Grünabfall („Grünschnitt") eingesammelt. Dabei ist die Verwendung von Draht oder 
Kunststoffschnur untersagt. Der gebündelte Grünabfall darf eine maximale Länge von 
1,50 m und einen Durchmesser von 10 cm nicht überschreiten. Zugelassen ist die 
Bereitstellung von maximal 2 m3 holzigem Grünabfall. Für bereitgestellte Mehrmengen 
wird eine Zusatzgebühr nach der Gebührensatzung erhoben. 

Zugelassen sind folgende Behältnisse: 

a) Normgefäße mit braunem Deckel und einem Fassungsvermögen von ca. 80, ca. 120 
oder ca. 240 Litern für die in § 11 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a) dieser Satzung genannten 
Abfälle (Bioabfälle), 

b) Normgefäße mit grünem Deckel und einem Fassungsvermögen von ca. 240 Litern für 
die in § 11 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe c) dieser Satzung genannten Abfälle (Papierabfälle). 

(2) Abfälle im Sinn des § 11 Abs. 2 Nr. 3 dieser Satzung sind in den dafür bestimmten und 
nach Satz 3 Nrn. 1 bis 6 zugelassenen Restmüllbehältnissen zur Abfuhr bereitzustellen; 
nach Absatz 1 oder §§ 13, 14 oder 15 dieser Satzung getrennt zu überlassende Abfälle 
dürfen in die Restmüllbehältnisse nicht eingegeben werden. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

Zugelassen sind folgende Restmüllbehältnisse: 

1. Normgefäße mit schwarzem Deckel und einem Fassungsvermögen von ca. 60 Litern, 

2. Normgefäße mit schwarzem Deckel und einem Fassungsvermögen von ca. 80 Litern, 

3. Normgefäße mit schwarzem Deckel und einem Fassungsvermögen von ca. 120 Litern, 

4. Normgefäße mit schwarzem Deckel und einem Fassungsvermögen von ca. 240 Litern, 

5. Normgefäße mit schwarzem Deckel und einem Fassungsvermögen von ca. 1.100 
Litern, 

6. vom Landkreis zugelassene Restabfallsäcke mit einem Fassungsvermögen von ca. 
70 Litern. 

(3) Die erforderlichen Abfallbehälter nach Absatz 1 und Absatz 2 werden vom Landkreis zur 
Verfügung gestellt. Sie bleiben Eigentum des Landkreises. Werden diese Abfallbehälter 
nicht mehr zur Bereitstellung von Abfällen an den Landkreis genutzt, müssen sie 
abgemeldet und zur Abholung durch den Landkreis an dem mitgeteilten Termin 
bereitgestellt werden. Die Normgefäße mit braunem Deckel nach Abs. 1 Buchstabe b) 
(„Biotonnen") und die Normgefäße mit schwarzem Deckel nach Abs. 2 Nr. 1 bis 5 
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(„Restabfallbehälter") sind mit einem vom Landkreis zur Verfügung gestellten 
Registrierchip zur Erfassung der Leerungen versehen. Die zur Verfügung gestellten 
Behälter sind an das Grundstück gebunden und dürfen nicht ohne Zustimmung des 
Landkreises zweckentfremdet oder vom Grundstück entfernt werden. 

Auf Anforderung in schriftlicher Form gemäß § 126 BGB oder elektronisch über das 
Kundenportal werden die Abfallbehälter mit braunem Deckel nach Abs. 1 Buchstabe b) 
(„Biotonnen") und die Abfallbehälter mit schwarzem Deckel nach Absatz 2 Nr. 1 bis 5 
(„Restabfallbehälter") mit einem Schwerkraftschloss ausgestattet. 

Auf Anforderung in schriftlicher Form gemäß § 126 BGB oder elektronisch über das 
Kundenportal werden die Abfallbehälter mit braunem Deckel nach Abs. 1 Buchstabe b) 
(„Biotonnen") mit einem Biofilterdeckel einschließlich Filtermaterial für die Erstbefüllung 
ausgestattet. 

(4) Fallen vorübergehend so viele Abfälle an, dass sie in den zugelassenen Behältnissen 
nicht untergebracht werden können, so sind die weiteren Abfälle in Restabfallsäcken 
gemäß Absatz 2 Nr. 6 zur Abholung bereitzustellen. 

Ist im Einzelfall die Entsorgung mittels einer Restmülltonne unzumutbar, kann der 
Landkreis eine Entsorgung mittels Restabfallsäcken gemäß Absatz 2 Nr. 6 zulassen. 

Der Landkreis informiert, welche Restabfallsäcke zugelassen sind und wo sie zu 
erwerben sind. 

(5) 

(6) 

Nicht ordnungsgemäß bereitgestellte Abfallbehältnisse müssen nicht entleert werden. Sie 
können nach ordnungsgemäßer Bereitstellung im Rahmen der nächsten Abfuhr der 
Restmüllbehältnisse oder durch eine auf Kosten des Abfallpflichtigen veranlasste 
gesonderte Abfuhr (Sonderfahrt) entleert werden. 

Sperrmüll im Sinn des § 11 Abs. 2 Nr. 2 dieser Satzung wird vom Landkreis oder dessen 
Beauftragtem auf gesonderte Anforderung in schriftlicher Form gemäß § 126 BOB oder 
elektronisch über das Kundenportal auf Abruf eingesammelt. Die Abfuhr von Sperrmüll 
erfolgt getrennt nach den Teilfraktionen Altholz (Altholzkategorien A I bis A Ill gemäß § 2 
Nr. 4 AltholzV), Altmetall, großen Elektro- und Elektronik-Altgeräte (Elektro-Großgeräte) 
und Restsperrmüll. Die in Satz 2 genannten Abfälle können auch zu den vom Landkreis 
bekanntgegebenen zentralen Sammeleinrichtungen (§ 20 dieser Satzung) gebracht 
werden. 

Die Abfuhr erfolgt innerhalb von längstens 12 Wochen nach Abruf und Zahlung der für 
die Abfuhr erhobenen Vorauszahlungsgebühr. Der Abruf muss mindestens 5 Arbeitstage 
vor dem nächstverfügbaren Abholtermin liegen. Gegen Zahlung einer gesonderten 
Gebühr kann auch eine Abfuhr innerhalb 3 Arbeitstagen angefordert werden. Ein 
Anspruch auf einen bestimmten Abholtermin besteht nicht. 

Je Abfuhrtermin kann eine haushaltsübliche Menge (5 m3 je Abfallfraktion) bereitgestellt 
werden. Stehen bei der Abfuhr darüberhinausgehende Mengen (Mehrmengen) bereit, 
gelten diese als angemeldet und angefallen. Dabei werden für jede 
Mengenüberschreitung je m3 Gebühren erhoben. Abfälle, die nach Art und Menge nicht 
haushaltsüblich sind, insbesondere Baustellenabfälle und Abfälle aus 
Haushaltsauflösungen sind von der Sperrmüllsammlung ausgeschlossen. 

Sperrmüll ist getrennt nach den Teilfraktionen (Altholz, Altmetall, Elektro-Großgeräte und 
Restsperrmüll) bereitzustellen. Einzelstücke dürfen ein Gewicht von 80 kg nicht über-
schreiten und nicht länger als 2,0 m und breiter als 1,5 m sein. Die Abfälle dürfen 
frühestens am Tag vor dem bekanntgegebenen Abfuhrtermin bereitgestellt werden. 
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(7) Abfälle aus Einrichtungen des Gesundheitswesens wie beispielsweise aus 
Krankenhäusern, Pflegeheimen, Arzt- und Zahnarztpraxen, Praxen von Heilpraktikern, 
tierärztlichen Praxen und Kliniken, Laboratorien, human- und veterinärmedizinischen 
Instituten und Forschungseinrichtungen, Apotheken und ähnlichen Herkunftsorten sind in 
geeigneten Behältnissen, die den Anforderungen der Ziffer 2.1.1 der „Vollzugshilfe zur 
Entsorgung von Abfällen aus Einrichtungen des Gesundheitsdienstes" (Stand Juni 2021) 
genügen, zu sammeln und bereitzustellen. 

(8) Die zugelassenen Abfallgefäße, die nicht im Rahmen eines Vollservice nach Abs. 10 zur 
Leerung bereitgestellt werden, sind am Abfuhrtag bis spätestens 6:00 Uhr mit 
geschlossenem Deckel bzw. zugebunden (Restabfallsäcke) am Rand des Gehweges 
oder, soweit ein solcher nicht vorhanden ist, am äußersten Straßenrand bereitzustellen. 
Fahrzeuge und Passanten dürfen nicht behindert oder gefährdet werden. Die 
Bereitstellung der Abfälle bzw. der Abfallbehälter darf nicht vor 17:30 Uhr des der Abfuhr 
vorangehenden Kalendertages erfolgen. Für die Abfuhren nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 
Buchstabe b) und Nr. 2 dieser Satzung gilt dies entsprechend. Die Abfallabfuhr und 
Entleerung von Abfallbehältern müssen ohne Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust 
möglich sein. Nach der Entleerung sind die Abfallgefäße unverzüglich wieder zu 
entfernen. Nicht zugelassene bzw. nicht angemeldete Gefäße dürfen nicht zur Abfuhr 
bereitgestellt werden. 

Abfallbehälter, insbesondere solche mit einem Fassungsvermögen von ca. 1.100 Litern, 
sind so aufzustellen, dass sie ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust abgeholt oder entleert 
werden können. Die vorgesehenen Standplätze müssen einen festen Untergrund und 
einen verkehrssicheren Zugang haben, auf dem die Behälter leicht bewegt werden 
können. Der Landkreis kann im Einzelfall geeignete Standplätze bestimmen. 

(9) Sind Straßen, Wege oder Teile davon mit den Sammelfahrzeugen nicht befahrbar oder 
können Grundstücke nur mit unverhältnismäßigem Aufwand angefahren werden, haben 
die Berechtigten und Verpflichteten nach § 5 Abs. 2 und § 6 Abs. 2 dieser Satzung die 
Abfallgefäße oder die sonstigen zur Abfallsammlung bereitgestellten Abfälle an eine 
durch die Sammelfahrzeuge jederzeit erreichbare Stelle zu bringen, sofern der Landkreis 
keinen abweichenden Bereitstellungsort fest vorgegeben hat. 

(10) Auf Antrag wird gegen Entrichtung einer Zusatzgebühr ein Vollservice für 
Zweiradbehälter geleistet. Im Rahmen des Vollservice werden die Abfallbehälter von 
einem festgelegten Ort auf dem Grundstück des Anschlussnehmers abgeholt, der 
maximal 15 Laufmeter von einer durch die Sammelfahrzeuge jederzeit erreichbaren 
Stelle entfernt liegen darf, und nach der Leerung wieder dorthin zurückgebracht. 
Abfallgefäße mit einem Fassungsvermögen von ca. 1.100 Litern werden im Vollservice 
zur Leerung bereitgestellt. 

§13 
Getrenntes Einsammeln von Abfällen zur Verwertung 

(1) Bioabfälle im Sinne § 1 Abs. 4 dieser Satzung sind im Rahmen der Überlassungspflicht 
nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG getrennt von anderen Abfällen in der Biotonne zur Abfuhr 
bereitzustellen. Bioabfall darf nicht in Plastiktüten, Biokunststoffbeuteln oder -folien oder 
Beuteln, die aus biologisch abbaubaren Werkstoffen (BAW) mit oder ohne Anteilen aus 
Kunststoff bestehen oder diese enthalten, selbst wenn es sich um geringfügige Anteile 
handelt, in die Biotonne eingefüllt werden. Dies gilt auch für Tüten oder Beutel aus 
biologisch abbaubaren Werkstoffen, die nach der Verordnung über die Verwertung von 
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Bioabfällen auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich und gärtnerisch genutzten Böden 
(Bioabfallverordnung) als geeignet gelten. 

(2) Folgende Abfälle zur Verwertung dürfen nicht in Abfallbehältern bereitgestellt werden, 
sondern sind im Rahmen der Überlassungspflicht gemäß § 17 Abs. 1 und 2 KrWG an den 
entsprechenden stationären Sammelstellen, insbesondere Depotcontainerstandorten 
oder sonstigen Einrichtungen (Entsorgungszentren, Wertstoffhöfen und 
Grünabfallsammelplätzen gemäß § 20 Abs. 1 dieser Satzung) zu übergeben und dort in 
die dafür vorgesehenen Sammelbehälter einzubringen: 

Altspeisefette, Glas, Altholz, Metallabfälle, Papierabfälle soweit nicht das Holsystem nach 
§ 11 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe c) dieser Satzung genutzt wird, Textilabfälle, Asbest, 
gipshaltiger Bauschutt, nicht gipshaltiger Bauschutt, Rollläden und Fenster, 
eingetrocknete Dispersionsfarben, künstliche Mineralfasern, Batterien und 
Akkumulatoren, CD/DVD/Blu-ray-Discs, Elektro- und Elektronik-Altgeräte, PU-
Schaumdosen, Kunststoffabfälle sowie schadstoffhaltige Abfälle (Problemabfälle). 

(3) Bestehen für einzelne Abfälle zur Verwertung verschiedene Möglichkeiten der 
Überlassung, steht es den Berechtigten und Verpflichteten nach § 5 Abs. 2 und § 6 Abs. 
2 dieser Satzung frei, welche Möglichkeit sie wählen. 

§14 
Getrenntes Einsammeln von schadstoffbelasteten Abfällen (Problemabfälle) 

Die nach § 5 Abs. 2 und § 6 Abs. 2 dieser Satzung Berechtigten und Verpflichteten haben die 
schadstoffbelasteten Abfälle (§ 20 Abs. 2 Nr. 4 dieser Satzung) in Kleinmengen aus privaten 
Haushaltungen und Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen, die 
nach ihrer Art oder Beschaffenheit nicht mit den sonstigen in Haushaltungen anfallenden 
Abfällen beseitigt werden können (Problemabfälle), zu den speziellen Sammelfahrzeugen oder 
zu speziellen Sammelpunkten zu bringen und dem Personal zu übergeben. Der Landkreis gibt 
die jeweiligen Standorte und Annahmezeiten der Sammlung rechtzeitig bekannt. 

§15 
Getrenntes Einsammeln von Elektro- und Elektronik-Altgeräten 

Elektro- und Elektronik-Altgeräte (§ 3 Nummer 3 des Elektro- und Elektronikgerätegesetz -
ElektroG) dürfen nicht in Abfallbehältern bereitgestellt werden. Soweit sie nicht gegen 
gesonderte Gebühr im Rahmen des Holsystems nach § 11 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 12 
Abs. 6 dieser Satzung eingesammelt werden, können Elektro- und Elektronik-Altgeräte aus 
privaten Haushaltungen im Sinne des § Nr. 5 ElektroG gemäß § 13 ElektroG bei den vom 
Landkreis eingerichteten Sammelstellen (Entsorgungszentren sowie Wertstoffhöfen gemäß § 
20 dieser Satzung) angeliefert werden. Dabei sind, soweit zumutbar, die für die Gerätegruppen 
nach § 14 Abs. 1 Satz 1 ElektroG vorhandenen Sammelbehälter zu benutzen. 

§16 
Hausmüllabfuhr, Abfuhr von hausmüllähnlichen gewerblichen Siedlungsabfällen 

In den Abfallbehältnissen für Restabfälle und hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle 
nach § 12 Abs. 2 dieser Satzung dürfen nur Abfälle bereitgestellt werden, die nicht gemäß § 4 
Abs. 1 dieser Satzung von der Entsorgungspflicht oder gemäß § 4 Abs. 2 dieser Satzung vom 
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Einsammeln und Befördern ausgeschlossen sind und nicht nach §§ 13, 14 sowie 15 dieser 
Satzung getrennt vom Restabfall bereitzustellen oder an den Sammelstellen zu übergeben 
sind. 

§17 
Kapazität, Beschaffung, Benutzung und Bereitstellung 

der Abfallbehältnisse im Holsystem, Behältergemeinschaft 

(1) Für jedes Grundstück mit privaten Haushaltungen müssen ausreichend Abfallbehälter, 
mindestens ein Restabfallbehälter nach § 12 Abs. 2 Nrn. 1 bis 5 dieser Satzung und eine 
Biotonne nach § 12 Abs. 1 Buchstabe a) dieser Satzung vorhanden sein. Die Pflicht zur 
Nutzung einer Biotonne entfällt, wenn alle Berechtigten oder Verpflichteten, die das 
Grundstück bewohnen, zur ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung der 
Bioabfälle auf den von ihnen im Rahmen ihrer privaten Lebensführung genutzten 
Grundstücke in der Lage sind und diese beabsichtigen. 

Auf jedem Grundstück mit einer Einrichtung aus sonstigen Herkunftsbereichen muss 
zudem gemäß § 7 Abs. 2 GewAbfV für jede Einrichtung mindestens ein gesondertes 
Restmüllbehältnis nach § 12 Abs. 2 Nrn. 1 bis 5 dieser Satzung vorhanden sein; Absatz 
3 bleibt unberührt. 

Die Anschlusspflichtigen haben beim Landkreis oder einer von ihm bestellten Stelle Art, 
Größe und Zahl der benötigten Abfallbehältnisse in schriftlicher Form gemäß § 126 BGB 
oder elektronisch über das Kundenportal anzufordern, die die anfallende Abfallmenge 
unter Berücksichtigung der Abfuhrhäufigkeit und einer angemessenen Reserve 
ordnungsgemäß aufnehmen können. 

Die Abfallbehälter müssen von den Berechtigten und Verpflichteten nach § 5 Abs. 2 und 
§ 6 Abs. 2 dieser Satzung in technisch einwandfreiem und sauberem Zustand gehalten 
werden. Sie dürfen nur zur Leerung bereitgestellt werden, wenn sie den gesetzlichen und 
hygienischen Anforderungen und dem Stand der Technik entsprechen. 

Für jedes Grundstück mit privaten Haushaltungen und für jede Einrichtung aus anderen 
Herkunftsbereichen muss jeweils mindestens eine Restabfallbehälterkapazität von 60 
Litern zur Verfügung stehen. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 muss für Privathaushalte eine Restabfallbehälterkapazität 
von mindestens 5 Litern/Woche für jede mit Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldete 
Person bereitgestellt werden. 

Für alle Einrichtungen aus anderen Herkunftsbereichen wird gemäß § 7 Abs. 2 GewAbfV 
die mindestens erforderliche Restmüllbehälterkapazität pro Woche nach folgenden 
Grundsätzen ermittelt: 

Alle Einrichtungen aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen 

zusätzlich: 

a) Krankenhäuser, Kliniken, Beherbergungsbetriebe, 
Hotels, Internate und ähnliche Einrichtungen 

b) Gaststätten, Imbissstuben 

c) Industrie-, Handwerksbetriebe, Lebensmittelhandel 
und Arztpraxen 

3,0 I je Beschäftigten 

2,5 I je Bett 

5,0 I je Beschäftigten 

2,5 I je Beschäftigten 
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d) Schulen, Kindergärten, Bildungsstätten und ähnliche 
Einrichtungen 1,0 I je Schüler/Kind 

In begründeten Ausnahmefällen kann der Landkreis Zuschläge nach sachgemäßem 
Ermessen verringern oder erhöhen. Für Einrichtungen mit überwiegendem Anfall von 
Freizeit- und Reisemüll bzw. Veranstaltungen wie z. B. Messen, Jahrmärkten, Konzerten 
etc. wird die Restmüllbehälterkapazität im Einzelfall entsprechend der Zahl und dem 
anzunehmenden Entsorgungsverhalten der Nutzer ermittelt. 

(3) Für Grundstücke mit privaten Haushaltungen, die aneinander angrenzen, können auf 
Antrag widerruflich gemeinsame Abfallbehälter nach Absatz 1 zugelassen werden 
(Behältergemeinschaft), wenn das vorhandene Behältervolumen auch im Falle der 
Behältergemeinschaft ausreichend ist. Der Antrag muss von allen Berechtigten und 
Verpflichteten nach § 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 1 dieser Satzung unterzeichnet sein, einen 
von ihnen zur Zahlung der Gebühren für alle Antragsteller verpflichten und angeben, 
welchem Grundstück der oder die Abfallbehälter zuzuordnen sind. Der Antrag muss die 
Erklärung aller Berechtigten und Verpflichteten enthalten, dass der nach Satz 2 zur 
Zahlung der Gebühren Verpflichtete des Grundstücks, dem der oder die Behälter 
zugeordnet sind, die Behälterausstattung bestimmt. 

Die gemeinsame Behälternutzung gilt als zugelassen, wenn sie nicht innerhalb eines 
Monats nach Eingang des schriftlichen Antrags versagt wird. Die Benennung des 
Zahlungsverpflichteten nach Satz 2 lässt die Verpflichtung der übrigen Berechtigten und 
Verpflichteten zur Zahlung der Gebühren im Rahmen der Haftung als Gesamtschuldner 
unberührt. 

Darüber hinaus kann der Landkreis im Einzelfall auch schriftliche Anträge zu 
Behältergemeinschaften unter nicht aneinander angrenzenden Grundstücken zulassen, 
wenn dies mangels ausreichender Stellflächen für die Abfallbehälter und/oder aus 
sonstigen logistischen Gründen bei der Abfallsammlung zweckmäßig ist und die 
geordnete, getrennte Erfassung der anfallenden Abfälle sichergestellt bleibt. 

(4) Für Grundstücke, auf denen sowohl Abfälle aus privaten Haushaltungen (§ 1 Abs. 2 
dieser Satzung) als auch gewerbliche Siedlungsabfälle (§ 1 Abs. 3 dieser Satzung) 
anfallen (gemischt genutzte Grundstücke) oder auf Grundstücken mit mehreren 
Einrichtungen aus sonstigen Herkunftsbereichen können auf Antrag ebenfalls 
gemeinsame Abfallbehälter nach Absatz 3 zugelassen werden. Für derartige 
Behältergemeinschaften gelten die Regelungen nach Absatz 3 entsprechend. 

(5) Der Landkreis kann Art, Größe und Zahl der Abfallbehältnisse nach Absatz 1 und Absatz 
2 durch Anordnung für den Einzelfall und abweichend von der Anforderung nach Absatz 
1 Satz 4 festlegen. 

(6) Die Anschlusspflichtigen nach § 6 Abs. 1 dieser Satzung haben dafür zu sorgen, dass die 
Abfallbehältnisse den zur Nutzung des anschlusspflichtigen Grundstücks Berechtigten 
nach § 6 Abs. 2 dieser Satzung zugänglich sind und von diesen ordnungsgemäß genutzt 
werden können. 

(7) Die Behältnisse dürfen nur so weit gefüllt werden, dass sich der Deckel noch schließen 
lässt; sie sind stets geschlossen zu halten. 

Abfälle dürfen nicht mechanisch vorgepresst und nicht in die Behältnisse eingestampft 
werden; brennende, glühende oder heiße Abfälle, nicht vollständig ausgekühlte Aschen, 
nicht eingetrocknete Abfälle wie beispielsweise Dispersionsfarben sowie sperrige 
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Gegenstände, die Behältnisse, Sammelfahrzeuge oder Abfallentsorgungsanlagen 
beschädigen oder ungewöhnlich verschmutzen können, dürfen nicht eingegeben werden. 

§18 
Häufigkeit und Zeitpunkt der Abfallabfuhr 

(1) Die in § 11 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a) dieser Satzung genannten Abfälle („Bioabfall") und 
die in § 11 Abs. 2 Nr. 3 dieser Satzung genannten Abfälle („Restabfall") werden 
abwechselnd jeweils vierzehntägig abgeholt; die Restabfallbehälter gemäß § 12 Abs. 2 
Nr. 5 dieser Satzung („Normgefäße mit schwarzem Deckel und einem 
Fassungsvermögen von ca. 1.100 Litern") auf Anforderung gegen eine entsprechende 
Gebühr auch wöchentlich. Die in § 11 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe c) dieser Satzung 
genannten Abfälle („Papierabfälle") werden alle 4 Wochen abgeholt. 

Der für die Abholung in den einzelnen Teilen des Abfuhrgebiets vorgesehene Wochentag 
wird vom Landkreis bekanntgegeben. 

Fällt der vorgesehene Wochentag auf einen gesetzlichen Feiertag, so erfolgt die 
Abholung in der Regel am folgenden Werktag. 

(2) Die in § 11 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b) dieser Satzung genannten Abfälle („holziger 
Grünschnitt") werden im Rahmen einer zweimal jährlich vom Landkreis festgelegten 
Sonderabfuhr einmal im Frühling und einmal im Herbst im Rahmen einer Straßen-
/Bündelsammlung eingesammelt. Der Landkreis gibt die Sammeltermine bekannt. 

(3) Muss der Zeitpunkt der Abholung verlegt werden, so wird hierüber in geeigneter Weise 
informiert. 

(4) Der Landkreis kann im Einzelfall oder generell für bestimmte Abfallarten oder 
Abfuhrbereiche eine längere oder kürzere Abfuhrfolge festlegen. 

§19 
Einsammeln von gewerblichen Siedlungsabfällen 

Das Einsammeln von gewerblichen Siedlungsabfällen kann der Landkreis im Einzelfall regeln, 
soweit es die besonderen Verhältnisse beim Überlassungspflichtigen erfordern. Ist keine 
abweichende Regelung getroffen, gelten für die hausmüllähnlichen gewerblichen 
Siedlungsabfälle die für die Abfuhr des Hausmülls maßgeblichen Vorschriften entsprechend. 

§ 20 
Bringsystem 

(1) Beim Bringsystem werden die Abfälle nach Maßgabe des § 21 dieser Satzung in 
jedermann zugänglichen Sammelbehältern oder sonstigen Sammeleinrichtungen 
(Entsorgungszentren, Wertstoffhöfen, Grünabfallsammelplätzen) erfasst, die der 
Landkreis in zumutbarer Entfernung für die Abfallbesitzer bereitstellt. Dadurch wird durch 
den Landkreis eine haushaltsnahe sowie hochwertige getrennte Erfassung der Abfälle 
mit dem Ziel ihrer anschließenden Verwertung sichergestellt. 
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(2) Dem Bringsystem unterliegen 

1. Papierabfälle in haushaltsüblichem Umfang 

2. Die folgenden weiteren Wertstoffe in haushaltsüblichem Umfang 

a) Altspeisefette, 

b) Glas (z.B. Flachglas), 

c) Altholz der Altholzkategorien A I bis IV gemäß § 2 Nr. a) bis d) der AltholzV, 

d) Metallabfälle, 

e) Textilabfälle, 

f) Asbest, 

g) gipshaltiger Bauschutt, 

h) nicht gipshaltiger Bauschutt, 

i) Rollläden und Fenster, 

j) eingetrocknete Dispersionsfarben, 

k) künstliche Mineralfasern, 

I) Batterien und Akkumulatoren, 

m) CD/DVD/Blu-ray-Discs, 

n) Elektro- und Elektronik-Altgeräte, 

o) PU-Schaumdosen, 

p) Grünabfälle sowie 

q) Kunststoffabfälle (stoffgleiche Nichtverkaufsverpackungen). 

3. Restsperrmüll, soweit dieser nicht gegen gesonderte Gebühr im Rahmen des 
Holsystems nach § 11 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 12 Abs. 6 dieser Satzung 
eingesammelt wird. 

4. Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihres Schadstoffgehalts zur Wahrung 
des Wohls der Allgemeinheit einer getrennten Entsorgung bedürfen, und Kleinmengen 
vergleichbarer Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen, die nach ihrer Art oder 
Beschaffenheit nicht mit den sonstigen in Haushaltungen anfallenden Abfällen 
beseitigt werden können (Problemabfälle), insbesondere Pflanzenschutz- und 
Schädlingsbekämpfungsmittel, öl- oder lösemittelhaltige Stoffe, Farben und Lacke, 
Desinfektions- und Holzschutzmittel, Chemikalienreste, Säuren, Laugen und Salze 
sowie Arzneimittel. 

§21 
Anforderungen an die Abfallüberlassung im Bringsystem 

(1) Die in § 20 Abs. 2 dieser Satzung aufgeführten Abfälle zur Verwertung sind von den 
Verpflichteten und Berechtigten in die vom Landkreis dafür bereitgestellten und 
entsprechend gekennzeichneten Sammelbehälter einzugeben. 

Andere als die nach der jeweiligen Aufschrift vorgesehenen Abfälle dürren weder in die 
Sammelbehälter eingegeben noch neben diesen zurückgelassen werden. 
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Die Benutzung der Sammelbehälter ist nur zu den vom Landkreis festgelegten und am 
Standort deutlich lesbar angegebenen Einfüllzeiten zulässig. 

Die Festlegungen, welche Abfälle mit welchen jeweiligen haushaltsüblichen (Höchst-) 
Mengen an den einzelnen Sammeleinrichtungen (Entsorgungszentren, Wertstoffhöfen, 
Grünabfallsammelplätzen) angeliefert werden dürfen, die weiteren 
Annahmebedingungen sowie die Annahmezeiten werden vom Landkreis 
bekanntgegeben. Soweit Abfälle nur gegen Gebühr angeliefert werden können, ergeben 
sich die Gebühren nach Maßgabe der gesonderten Gebührensatzung des Landkreises. 

Bei der Abfallanlieferung an die sonstigen Sammeleinrichtungen (Entsorgungszentren, 
Wertstoffhöfen, Grünabfallsammelplätzen) haben die Berechtigten und Verpflichteten die 
jeweiligen Benutzungssatzungen der Sammeleinrichtung zu beachten. Etwaigen 
Weisungen des Betriebspersonals ist nachzukommen. 

(2) Abfälle im Sinn des § 20 Abs. 2 Nr. 4 dieser Satzung („Problemabfälle") sind von den 
Überlassungspflichtigen dem Personal an den speziellen Sammelfahrzeugen bzw. 
Sammeleinrichtungen zu übergeben. Die jeweiligen Standorte, Annahmebedingungen 
und Annahmezeiten werden vom Landkreis bekanntgegeben. 

§ 22 
Selbstanlieferung von Abfällen durch den Besitzer 

(1) Im Rahmen der Verpflichtungen nach § 6 Abs. 2 und 3 dieser Satzung sind die in § 4 Abs. 
2 dieser Satzung genannten Abfälle durch den Besitzer oder durch einen von diesem 
beauftragten Dritten zu den vom Landkreis dafür bestimmten Abfallentsorgungsanlagen 
zu bringen. 

Der Landkreis informiert über die für die Anlieferung zugelassenen Anlagen. 

In Benutzungssatzungen können für die einzelnen Anlagen auch die jeweils zugelassenen 
Abfallarten und Höchstmengen sowie Einzugsgebiete festgelegt werden. Der Landkreis 
kann im Einzelfall von den Sätzen 1 bis 3 abweichende Regelungen festlegen. 

(2) Darüber hinaus kann der Landkreis zulassen, dass Restabfälle aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen durch den Besitzer oder durch einen von 
diesem beauftragten Dritten zu den Abfallentsorgungsanlagen gebracht werden, soweit 
eine Erfassung nach § 12 Abs. 2 dieser Satzung aufgrund der anfallenden Mengen 
unzweckmäßig oder aufgrund besonderer Verhältnisse auf dem Grundstück nicht 
möglich ist. 

Eine Erfassung nach § 12 Abs. 2 dieser Satzung gilt insbesondere dann als 
unzweckmäßig, wenn zur Aufnahme der Abfälle mehr als vier Müllgroßbehälter nach § 12 
Abs. 2 Nr. 5 dieser Satzung erforderlich wären. Eine Zulassung nach Satz 1 erfolgt auf 
Antrag durch Bescheid, mit dem das oder die betreffenden Grundstücke vom Einsammeln 
und Befördern des Abfalls zur Beseitigung durch den Landkreis befreit werden. 

(3) Die Erzeuger und Besitzer von Abfällen zur Verwertung aus anderen Herkunftsbereichen 
haben diese selbst einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zuzuführen. 
Dabei sind die Abfälle zur Beseitigung und Abfälle zur Verwertung an den 
innerbetrieblichen Anfallstellen voneinander getrennt zu erfassen und zu behandeln. 
Hierfür hat der Erzeuger oder Besitzer eine ausreichende Zahl von Sammelbehältern 
aufzustellen. Die Kosten für das Aufstellen der Sammelbehälter, die Beförderung der 
Abfälle zur Verwertung sowie für deren Verwertung trägt der Erzeuger oder Besitzer. 
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Kann im Einzelfall eine Verwertung durch die Erzeuger oder Besitzer nachweislich nicht 
erfolgen, weil dies technisch unmöglich oder wirtschaftlich unzumutbar ist, übernimmt der 
Landkreis im Rahmen dieser Satzung die Entsorgung. 

(4) Die Anlieferung soll in geschlossenen Fahrzeugen erfolgen. 

Werden offene Fahrzeuge verwendet, so müssen die Abfälle gegen das Herunterfallen 
gesichert sein; erhebliche Belästigungen, insbesondere durch Geruch, Staub oder Lärm, 
dürfen nicht auftreten. 
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3. Abschnitt: 
Vorschriften für Benutzer aus den eigenverantwortlichen Städten und Gemeinden nach 

§ 1 Abs. 13 dieser Satzung (siehe Anhang 2 zu dieser Satzung) 

§ 23 
Anschluss- und Überlassungsrecht 

(1) Die Grundstückseigentümer in den kreisangehörigen Städten und Gemeinden sind 
berechtigt, den Anschluss ihrer Grundstücke an die in § 28 dieser Satzung beschriebenen 
Systeme der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises zu verlangen 
(Anschlussrecht). 

Ausgenommen sind die nicht zu Wohn-, gewerblichen und freiberuflichen Zwecken 
nutzbaren bzw. für eine solche Nutzung nicht vorgesehenen Grundstücke, auf denen 
Abfälle, für die nach Absatz 2 ein Überlassungsrecht besteht, nicht oder nur 
ausnahmsweise anfallen. 

(2) Die Anschlussberechtigten und sonstige zur Nutzung eines anschlussberechtigten 
Grundstücks Berechtigte, insbesondere Mieter und Pächter, haben das Recht, den 
gesamten auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen anfallenden Abfall nach Maßgabe 
der §§ 28 bis 34 dieser Satzung der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des 
Landkreises zu überlassen (Überlassungsrecht). 

Soweit auf nicht anschlussberechtigten Grundstücken Abfälle anfallen, ist ihr Besitzer 
berechtigt, sie in geeigneter Weise der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung zu 
überlassen. 

(3) Vom Überlassungsrecht nach Absatz 2 sind die in § 4 Abs. 1 und § 24 Abs. 3 Nrn. 2 bis 
4 dieser Satzung genannten Abfälle ausgenommen. 

§ 24 
Anschluss- und Überlassungszwang 

(1) Eigentümer von im Landkreisgebiet gelegenen Grundstücken sind im Rahmen der 
Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG verpflichtet, ihre Grundstücke an die 
in § 28 dieser Satzung beschriebenen Systeme der öffentlichen 
Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises anzuschließen (Anschlusszwang). 

Ausgenommen sind die nicht zu Wohn-, gewerblichen und freiberuflichen Zwecken 
nutzbaren bzw. für eine solche Nutzung nicht vorgesehenen Grundstücke, auf denen 
Abfälle, für die nach den Absätzen 2 und 3 ein Überlassungszwang besteht, nicht oder 
nur ausnahmsweise anfallen. 

(2) Die Anschlusspflichtigen und die sonstigen zur Nutzung eines anschlusspflichtigen 
Grundstücks Berechtigten, insbesondere Mieter und Pächter, haben nach Maßgabe des 
§ 17 KrWG und mit Ausnahme der in Absatz 3 genannten Abfälle den auf ihren 
Grundstücken oder sonst bei ihnen anfallenden Abfall gemäß den näheren Regelungen 
der §§ 28 bis 34 dieser Satzung der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des 
Landkreises zu überlassen (Überlassungszwang). 

Soweit auf nicht anschlusspflichtigen Grundstücken überlassungspflichtige Abfälle im 
Sinne des Satzes 1 anfallen, sind diese von ihrem Besitzer unverzüglich und in geeigneter 
Weise der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen. 



25 

Für den gesamten im Landkreis anfallenden Abfall zur Beseitigung (mit Ausnahme der in 
Absatz 3 ausgeschlossenen Abfallarten) besteht Überlassungspflicht an den Landkreis 
nach Maßgabe des § 17 KrWG. 

(3) 

(1) 

Vom Überlassungszwang nach Absatz 2 sind ausgenommen: 

1. die in § 4 Abs. 1 und in § 4 Abs. 2 Nr. 3 dieser Satzung genannten Abfälle, 

2. die durch Verordnung nach § 28 Abs. 3 KrWG zur Beseitigung außerhalb von Anlagen 
im Sinn des § 28 Abs. 1 KrWG zugelassenen Abfälle, soweit diese nach den 
Vorschriften der Verordnung beseitigt werden, 

3. die durch Einzelfallentscheidung nach § 28 Abs. 2 KrWG zur Beseitigung außerhalb 
von Anlagen im Sinn des § 28 Abs. 1 KrWG zugelassenen Abfälle, soweit diese gemäß 
den Anforderungen der Einzelfallentscheidung beseitigt werden, 

4. die Abfälle, deren Beseitigung dem Inhaber einer Abfallbeseitigungsanlage nach § 29 
Abs. 2 KrWG übertragen worden ist. 

§ 25 
Mitteilungs- und Auskunftspflichten, Nachweis- und Duldungspflichten 

sowie Mitwirkung der Städte und Gemeinden 

Die Anschluss- und Überlassungspflichtigen müssen dem Landkreis oder einer von ihm 
bestimmten Stelle zu den durch Bekanntmachung festgelegten Zeitpunkten für jedes 
anschlusspflichtige Grundstück die für die Abfallentsorgung und die 
Gebührenberechnung und -erhebung wesentlichen Umstände mitteilen; dazu gehören 
insbesondere die Anzahl der auf dem Grundstück befindlichen Einrichtungen aus 
anderen Herkunftsbereichen, Angaben über den Grundstückseigentümer und die 
sonstigen zur Nutzung des anschlusspflichtigen Grundstücks Berechtigten sowie über die 
Art, die Beschaffenheit und die Menge der Abfälle, die dem Landkreis überlassen werden 
müssen. 

Wenn sich die in Satz 1 genannten Gegebenheiten ändern oder wenn auf dem 
Grundstück erstmals überlassungspflichtige Abfälle anfallen, haben die Anschluss- und 
Überlassungspflichtigen unaufgefordert und unverzüglich, spätestens innerhalb von zwei 
Wochen, entsprechende Mitteilungen zu machen. 

Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen 
verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 kann der Landkreis von den Anschluss- und den 
Überlassungspflichtigen jederzeit Auskunft über die für die Abfallentsorgung und die 
Gebührenberechnung wesentlichen Umstände verlangen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Erzeuger oder Besitzer von Abfällen zur 
Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen. 

(4) Die Gemeinden unterstützen den Landkreis nach den Grundsätzen der Amtshilfe bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben nach dieser Satzung. Die Gemeinden teilen dem Landkreis 
die für den Vollzug dieser Satzung und die zur Gebührenerhebung erheblichen Daten mit, 
insbesondere Angaben über den Grundstückseigentümer und die sonstigen zur Nutzung 
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des anschlusspflichtigen Grundstücks Berechtigten einschließlich Einrichtungen aus 
anderen Herkunftsbereichen. 

(5) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen überlassungspflichtige Abfälle 
anfallen, sind gemäß § 19 Abs. 1 KrWG verpflichtet, das Betreten des Grundstücks zum 
Zwecke des Erfassens und zur Überwachung des Getrennthaltens und der Verwertung 
von Abfällen zu dulden. Dies gilt gemäß § 19 Abs. 2 KrWG entsprechend für Rücknahme-
und Sammelsysteme, die zur Durchführung von Rücknahmepflichten auf Grund einer 
Rechtsverordnung nach § 25 KrWG erforderlich sind. 

(6) Die Beauftragten des Landkreises sind befugt, Kontrollen der überlassenen bzw. 
angelieferten Abfälle durchzuführen. Soweit festgestellt wird, dass diese nicht gemäß den 
Bestimmungen dieser Satzung überlassen werden, werden diese zurückgewiesen bzw. 
zwischengelagert. Der Landkreis und dessen Beauftragte sind bei Anlieferung von 
Abfällen an die vom Landkreis betriebenen Einrichtungen des Bringsystems (§ 32 dieser 
Satzung) ferner befugt, die Kreisansässigkeit des Abfallanlieferers und damit dessen 
Anschluss- und Überlassungsrecht nach § 23 Abs. 2 dieser Satzung zu überprüfen. 

§ 26 
Störungen in der Abfallentsorgung 

Wird die Abfallentsorgung infolge höherer Gewalt, behördlicher Verfügungen, 
Betriebsstörungen, betriebsnotwendiger Arbeiten oder sonstiger betrieblicher Gründe 
vorübergehend eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet durchgeführt, so besteht kein 
Anspruch auf Gebührenminderung. Ebenso besteht kein Anspruch auf Schadensersatz, es sei 
denn, die Störung wurde grob fahrlässig oder vorsätzlich verursacht. 

Die unterbliebenen Maßnahmen werden so bald wie möglich nachgeholt. 

§ 27 
Eigentumsübertragung 

Bei Anlieferung des Abfalls durch den Besitzer oder für diesen durch einen Dritten zu einer 
hierzu geeigneten Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises geht der Abfall mit der 
Übernahme zur Entsorgung in das Eigentum des Landkreises über. 

Im Abfall gefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt. Der Landkreis ist 
nicht verpflichtet, Abfälle nach verlorenen oder wertvollen Gegenständen zu durchsuchen. Für 
die Wahrung der Vertraulichkeit, z. B. bei persönlichen Papieren, übernimmt der Landkreis 
keine Verantwortung. 

§ 28 
Formen des Einsammelns und Beförderns 

Die in den §§ 30 bis 32 und § 34 dieser Satzung genannten, vom Landkreis zu entsorgenden 
Abfälle werden eingesammelt und befördert 

1. durch den Landkreis oder von ihm beauftragte Dritte, insbesondere private Unternehmen, 
im Rahmen des Bringsystems (§§ 32 und 33 dieser Satzung) oder 

2. durch den Besitzer selbst oder ein von ihm beauftragtes Unternehmen (§ 34 dieser Satzung). 
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§ 29 
Getrenntes Einsammeln von Abfällen zur Verwertung 

(1) Zur Sicherstellung einer möglichst hochwertigen Verwertbarkeit sind die getrennt 
erfassten Abfälle durch den jeweiligen Abfallbesitzer oder die von ihm beauftragten 
Dritten möglichst sortenrein getrennt zu halten und dem Landkreis sortenrein getrennt zu 
überlassen. 

(2) Bestehen für einzelne Abfälle zur Verwertung verschiedene Möglichkeiten der 
Überlassung, steht es den Berechtigten und Verpflichteten nach § 23 Abs. 2 und § 24 
Abs. 2 dieser Satzung frei, welche Möglichkeit sie wählen. 

§ 30 
Getrenntes Einsammeln von schadstoffbelasteten Abfällen (Problemabfälle) 

Die nach § 23 Abs. 2 und § 24 Abs. 2 dieser Satzung Berechtigten und Verpflichteten haben 
die schadstoffbelasteten Abfälle (§ 32 Abs. 2 Nr. 4 dieser Satzung) in Kleinmengen aus privaten 
Haushaltungen und Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen, die 
nach ihrer Art oder Beschaffenheit nicht mit den sonstigen in Haushaltungen anfallenden 
Abfällen beseitigt werden können (Problemabfälle), zu den speziellen Sammelfahrzeugen oder 
zu speziellen Sammelpunkten zu bringen und dem Personal zu übergeben. Der Landkreis gibt 
die jeweiligen Standorte und Annahmezeiten der Sammlung rechtzeitig bekannt. 

§31 
Getrenntes Einsammeln von Elektro- und Elektronik-Altgeräten 

Elektro- und Elektronik-Altgeräte (§ 3 Nummer 3 des Elektro- und Elektronikgerätegesetz -
ElektroG) dürren nicht in Abfallbehältern bereitgestellt werden. Soweit sie nicht gegen 
gesonderte Gebühr im Rahmen eines mit § 11 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 12 Abs. 6 dieser 
Satzung vergleichbaren Holsystems auf Grundlage einer entsprechenden Regelung in den 
Satzungen der eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung 
eingesammelt werden, können Elektro- und Elektronik-Altgeräte aus privaten Haushaltungen 
im Sinne des § Nr. 5 ElektroG gemäß § 13 ElektroG bei den vom Landkreis eingerichteten 
Sammelstellen (Entsorgungszentren sowie Wertstoffhöfen gemäß § 32 dieser Satzung) 
angeliefert werden. Dabei sind, soweit zumutbar, die für die Gerätegruppen nach § 14 Abs. 1 
Satz 1 ElektroG vorhandenen Sammelbehälter zu benutzen. 

§ 32 
Bringsystem 

(1) Beim Bringsystem werden die Abfälle nach Maßgabe des § 33 dieser Satzung in 
jedermann zugänglichen Sammelbehältern oder sonstigen Sammeleinrichtungen 
(Entsorgungszentren, Wertstoffhöfen, Grünabfallsammelplätzen) erfasst, die der 
Landkreis in zumutbarer Entfernung für die Abfallbesitzer bereitstellt. Dadurch wird durch 
den Landkreis eine haushaltsnahe sowie hochwertige getrennte Erfassung der Abfälle 
mit dem Ziel ihrer anschließenden Verwertung sichergestellt. 
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(2) Dem Bringsystem unterliegen 

1. Papierabfälle in haushaltsüblichem Umfang 

2. Die folgenden weiteren Wertstoffe in haushaltsüblichem Umfang 

a) Altspeisefette, 

b) Glas (z.B. Flachglas), 

c) Altholz der Altholzkategorien A I bis IV gemäß § 2 Nr. a) bis d) der AltholzV, 

d) Metallabfälle, 

e) Textilabfälle, 

f) Asbest, 

g) gipshaltiger Bauschutt, 

h) nicht gipshaltiger Bauschutt, 

i) Rollläden und Fenster, 

j) eingetrocknete Dispersionsfarben, 

k) künstliche Mineralfasern, 

I) Batterien und Akkumulatoren, 

m) CD/DVD/Blu-ray-Discs, 

n) Elektro- und Elektronik-Altgeräte, 

o) PU-Schaumdosen, 

p) Grünabfälle sowie 

q) Kunststoffabfälle (stoffgleiche Nichtverkaufsverpackungen). 

3. Restsperrmüll, soweit dieser nicht im Rahmen eines mit § 11 Abs. 2 Nr. 2 in 
Verbindung mit § 12 Abs. 6 dieser Satzung vergleichbaren Holsystems auf Grundlage 
einer entsprechenden Regelung in den Satzungen der eigenverantwortlichen Städte 
und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung eingesammelt wird. 

4. Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihres Schadstoffgehalts zur Wahrung 
des Wohls der Allgemeinheit einer getrennten Entsorgung bedürfen, und Kleinmengen 
vergleichbarer Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen, die nach ihrer Art oder 
Beschaffenheit nicht mit den sonstigen in Haushaltungen anfallenden Abfällen 
beseitigt werden können (Problemabfälle), insbesondere Pflanzenschutz- und 
Schädlingsbekämpfungsmittel, öl- oder lösemittelhaltige Stoffe, Farben und Lacke, 
Desinfektions- und Holzschutzmittel, Chemikalienreste, Säuren, Laugen und Salze 
sowie Arzneimittel. 

§ 33 
Anforderungen an die Abfallüberlassung im Bringsystem 

(1) Die in § 32 Abs. 2 dieser Satzung aufgeführten Abfälle zur Verwertung sind von den 
Verpflichteten und Berechtigten in die vom Landkreis dafür bereitgestellten und 
entsprechend gekennzeichneten Sammelbehälter einzugeben. 

Andere als die nach der jeweiligen Aufschrift vorgesehenen Abfälle dürfen weder in die 
Sammelbehälter eingegeben noch neben diesen zurückgelassen werden. 
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Die Benutzung der Sammelbehälter ist nur zu den vom Landkreis festgelegten und am 
Standort deutlich lesbar angegebenen Einfüllzeiten zulässig. 

Die Festlegungen, welche Abfälle mit welchen jeweiligen haushaltsüblichen (Höchst-) 
Mengen an den einzelnen Sammeleinrichtungen (Entsorgungszentren, Wertstoffhöfen, 
Grünabfallsammelplätzen) angeliefert werden dürfen, die weiteren 
Annahmebedingungen sowie die Annahmezeiten werden vom Landkreis 
bekanntgegeben. Soweit Abfälle nur gegen Gebühr angeliefert werden können, ergeben 
sich die Gebühren nach Maßgabe der gesonderten Gebührensatzung des Landkreises. 

Bei der Abfallanlieferung an die sonstigen Sammeleinrichtungen (Entsorgungszentren, 
Wertstoffhöfen, Grünabfallsammelplätzen) haben die Berechtigten und Verpflichteten die 
jeweiligen Benutzungssatzungen der Sammeleinrichtung zu beachten. Etwaigen 
Weisungen des Betriebspersonals ist nachzukommen. 

(2) Abfälle im Sinn des § 32 Abs. 2 Nr. 4 dieser Satzung („Problemabfälle") sind von den 
Überlassungspflichtigen dem Personal an den speziellen Sammelfahrzeugen bzw. 
Sammeleinrichtungen zu übergeben. Die jeweiligen Standorte, Annahmebedingungen 
und Annahmezeiten werden vom Landkreis bekanntgegeben. 

§ 34 
Selbstanlieferung von Abfällen durch den Besitzer 

(1) Im Rahmen der Verpflichtungen nach § 24 Abs. 2 und 3 dieser Satzung sind die in § 4 
Abs. 2 dieser Satzung genannten Abfälle durch den Besitzer oder durch einen von diesem 
beauftragten Dritten zu den vom Landkreis dafür bestimmten Abfallentsorgungsanlagen 
zu bringen. 

Der Landkreis informiert über die für die Anlieferung zugelassenen Anlagen. 

In Benutzungssatzungen können für die einzelnen Anlagen auch die jeweils 
zugelassenen Abfallarten und Höchstmengen sowie Einzugsgebiete festgelegt werden. 
Der Landkreis kann im Einzelfall von den Sätzen 1 bis 3 abweichende Regelungen 
festlegen. 

(2) Darüber hinaus kann der Landkreis zulassen, dass Restabfälle aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen durch den Besitzer oder durch einen von 
diesem beauftragten Dritten zu den Abfallentsorgungsanlagen gebracht werden, soweit 
eine Erfassung über ein mit § 12 Abs. 2 dieser Satzung vergleichbares Holsystem auf 
Grundlage einer entsprechenden Regelung in den Satzungen der eigenverantwortlichen 
Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung aufgrund der anfallenden 
Mengen unzweckmäßig oder aufgrund besonderer Verhältnisse auf dem Grundstück 
nicht möglich ist. 

Eine Erfassung über ein mit § 12 Abs. 2 dieser Satzung vergleichbares Holsystem auf 
Grundlage einer entsprechenden Regelung in den Satzungen der eigenverantwortlichen 
Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung gilt insbesondere dann als 
unzweckmäßig, wenn zur Aufnahme der Abfälle mehr als vier mit § 12 Abs. 2 Nr. 5 dieser 
Satzung vergleichbare Müllgroßbehälter auf Grundlage einer entsprechenden Regelung 
in den Satzungen der eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 
dieser Satzung erforderlich wären. Eine Zulassung nach Satz 1 erfolgt auf Antrag durch 
Bescheid, mit dem das oder die betreffenden Grundstücke vom Einsammeln und 
Befördern des Abfalls zur Beseitigung durch den Landkreis befreit werden. 
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(3) Die Erzeuger und Besitzer von Abfällen zur Verwertung aus anderen Herkunftsbereichen 
haben diese selbst einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zuzuführen. 
Dabei sind die Abfälle zur Beseitigung und Abfälle zur Verwertung an den 
innerbetrieblichen Anfallstellen voneinander getrennt zu erfassen und zu behandeln. 
Hierfür hat der Erzeuger oder Besitzer eine ausreichende Zahl von Sammelbehältern 
aufzustellen. Die Kosten für das Aufstellen der Sammelbehälter, die Beförderung der 
Abfälle zur Verwertung sowie für deren Verwertung trägt der Erzeuger oder Besitzer. 

Kann im Einzelfall eine Verwertung durch die Erzeuger oder Besitzer nachweislich nicht 
erfolgen, weil dies technisch unmöglich oder wirtschaftlich unzumutbar ist, übernimmt der 
Landkreis im Rahmen dieser Satzung die Entsorgung. 

(4) Die Anlieferung soll in geschlossenen Fahrzeugen erfolgen. 

Werden offene Fahrzeuge verwendet, so müssen die Abfälle gegen das Herunterfallen 
gesichert sein; erhebliche Belästigungen, insbesondere durch Geruch, Staub oder Lärm, 
dürfen nicht auftreten. 
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4. Abschnitt: 
Vorschriften für die eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden 

nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung (siehe Anhang 2 zu dieser Satzung) 

§ 35 
Anschluss- und Überlassungsrecht 

(1) Die eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung sind 
berechtigt, die in Absatz 2 aufgeführten, im Rahmen ihrer eigenen Zuständigkeit erfassten 
Abfälle dem Landkreis zur Entsorgung zu überlassen (Überlassungsrecht). 

Ausgenommen sind solche Abfälle, die die eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden 
nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung über die in der Übertragungsverordnung des 
Landkreises festgelegten Mindeststandards hinaus getrennt erfassen, auch wenn diese 
weitergehende Abfallerfassung mit dem Landkreis abgestimmt ist. 

(2) Vom Überlassungsrecht nach Absatz 1 umfasst sind: 

1. im Rahmen des Holsystems der eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 
1 Abs. 13 dieser Satzung erfasste gemischte Siedlungsabfälle einschließlich 
hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle gemäß Abfallschlüssel AW 200301 
der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-
Verordnung - AW), 

2. im Rahmen eines etwaigen Holsystems oder eines Bringsystems der 
eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung 
erfasste sperrige Abfälle, soweit sie dem Abfallschlüssel 200307 der Verordnung über 
das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - AW) zuzuordnen 
sind, d.h. ohne Bestandteile von Altholz, Metallabfällen und ohne Elektro- und 
Elektronik-Altgeräte, 

3. im Rahmen des Bringsystems der eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach 
§ 1 Abs. 13 dieser Satzung erfasste Abfälle zur Verwertung aus privaten Haushalten: 

a) Altspeisefette aus privaten Haushalten gemäß Abfallschlüsselnummer 200125 AW 
der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-
Verordnung - AW), 

b) Altholz gemäß Abfallschlüsselnummer 200138 AW der Verordnung über das 
Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - AW), 

c) Metallabfälle gemäß Abfallschlüsselnummer 200140 AW der Verordnung über das 
Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - AW), 

d) Textilabfälle (Bekleidung und Textilien) gemäß Abfallschlüsselnummern 200110 
und 200111 AW der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis 
(Abfallverzeichnis-Verordnung - AW), 

e) Batterien und Akkumulatoren gemäß Abfallschlüsselnummern 200133 AW und 
200134 AW der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis 
(Abfallverzeichnis-Verordnung - AW), 

f) Elektro- und Elektronik-Altgeräte gemäß Abfallschlüsselnummern 200123 AW, 
200135 AW und 200136 AW der Verordnung über das Europäische 
Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - AW), 

g) Kunststoffe gemäß Abfallschlüsselnummer 200139 AW der Verordnung über das 
Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - AW), soweit es 
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sich nicht um Verpackungsabfälle handelt (stoffgleiche 
Nichtverkaufsverpackungen). 

§ 36 
Anschluss- und Überlassungszwang 

(1) Die eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung sind 
verpflichtet, die in Absatz 2 aufgeführten, im Rahmen ihrer eigenen Zuständigkeit 
erfassten Abfälle dem Landkreis zur Entsorgung zu überlassen (Überlassungszwang). 

Ausgenommen sind solche Abfälle, die die eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden 
nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung über die in der Übertragungsverordnung des 
Landkreises festgelegten Mindeststandards hinaus getrennt erfassen, auch wenn diese 
weitergehende Abfallerfassung mit dem Landkreis abgestimmt ist. 

(2) Vom Überlassungszwang nach Absatz 1 umfasst sind: 

1. im Rahmen des Holsystems der eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 
1 Abs. 13 dieser Satzung erfasste gemischte Siedlungsabfälle einschließlich 
hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle gemäß Abfallschlüssel AW 200301 
der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-
Verordnung - AW), 

2. im Rahmen eines etwaigen Holsystems oder eines Bringsystems der 
eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung 
erfasste sperrige Abfälle, soweit sie dem Abfallschlüssel 200307 der Verordnung über 
das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - AW) zuzuordnen 
sind, d.h. ohne Bestandteile von Altholz, Metallabfällen und ohne Elektro- und 
Elektronik-Altgeräte, 

3. im Rahmen des Bringsystems der eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach 
§ 1 Abs. 13 dieser Satzung erfasste Abfälle zur Verwertung aus privaten Haushalten: 

a) Altspeisefette aus privaten Haushalten gemäß Abfallschlüsselnummer 200125 AW 
der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-
Verordnung - AW), 

b) Altholz gemäß Abfallschlüsselnummer 200138 AW der Verordnung über das 
Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - AW), 

c) Metallabfälle gemäß Abfallschlüsselnummer 200140 AW der Verordnung über das 
Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - AW), 

d) Textilabfälle (Bekleidung und Textilien) gemäß Abfallschlüsselnummern 200110 
und 200111 AW der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis 
(Abfallverzeichnis-Verordnung - AW), 

e) Batterien und Akkumulatoren gemäß Abfallschlüsselnummern 200133 AW und 
200134 AW der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis 
(Abfallverzeichnis-Verordnung - AW), 

f) Elektro- und Elektronik-Altgeräte gemäß Abfallschlüsselnummern 200123 AW, 
200135 AW und 200136 AW der Verordnung über das Europäische 
Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - AW), 

g) Kunststoffe gemäß Abfallschlüsselnummer 200139 AW der Verordnung über das 
Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - AW), soweit es 
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sich nicht um Verpackungsabfälle handelt (stoffgleiche 
Nichtverkaufsverpackungen). 

§ 37 
Mitteilungs- und Auskunftspflichten 

(1) Die eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung 
müssen dem Landkreis oder einer von ihm bestimmten Stelle zu den durch 
Bekanntmachung festgelegten Zeitpunkten für die Abfallentsorgung und die 
Gebührenberechnung und -erhebung wesentlichen Umstände mitteilen; dazu gehören 
insbesondere die Anzahl der mit Erst- oder Zweitwohnsitz gemeldeten Personen sowie 
die Beschaffenheit und die Menge der Abfälle, die dem Landkreis überlassen werden 
müssen. 

Wenn sich die in Satz 1 genannten Gegebenheiten ändern oder wenn die 
eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung neue 
Einrichtungen zur Erfassung von Abfällen im Rahmen ihrer Zuständigkeit in Betrieb 
nehmen, haben die eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 
dieser Satzung unaufgefordert und unverzüglich, spätestens innerhalb von zwei Wochen, 
entsprechende Mitteilungen zu machen. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 kann der Landkreis von den eigenverantwortlichen Städten 
und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung jederzeit Auskunft über die für die 
Abfallentsorgung und die Gebührenberechnung wesentlichen Umstände verlangen. 

Dazu hat der Landkreis bzw. haben seine Mitarbeiter zur Erfüllung der Aufgaben des 
Landkreises und zum Vollzug der Satzung das Recht, die Grundstücke und Einrichtungen 
der eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung zur 
Erfassung von Abfällen im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu betreten. 

(3) Der Landkreis und dessen Beauftragte sind befugt, Kontrollen der überlassenen bzw. 
angelieferten Abfälle durchzuführen. Soweit festgestellt wird, dass diese nicht gemäß den 
Bestimmungen dieser Satzung überlassen werden, werden diese zurückgewiesen bzw. 
zwischengelagert. 

§ 38 
Störungen in der Abfallentsorgung 

Wird die Abfallentsorgung infolge höherer Gewalt, behördlicher Verfügungen, 
Betriebsstörungen, betriebsnotwendiger Arbeiten oder sonstiger betrieblicher Gründe 
vorübergehend eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet durchgeführt, so besteht kein 
Anspruch auf Gebührenminderung. Ebenso besteht kein Anspruch auf Schadensersatz, es sei 
denn, die Störung wurde grob fahrlässig oder vorsätzlich verursacht. 

Die unterbliebenen Maßnahmen werden so bald wie möglich nachgeholt. 
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§ 39 
Eigentumsübertragung 

Die in § 36 Abs. 2 Nr. 1 und 2 dieser Satzung genannten Abfälle sind durch die 
eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung selbst oder für 
diese durch einen Dritten zu einer hierzu geeigneten Abfallentsorgungseinrichtung des 
Landkreises zu transportieren, der Abfall geht mit der Übernahme zur Entsorgung in das 
Eigentum des Landkreises über. 

Die in § 36 Abs. 2 Nr. 3 dieser Satzung genannten Abfälle werden durch den Landkreis oder 
einem von ihm beauftragten Dritten an den von den eigenverantwortlichen Städten und 
Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung entsprechend den jeweiligen Vorgaben des 
Landkreises betriebenen Einrichtungen des Bringsystems abgeholt. Der Abfall geht mit dem 
Verladen auf das Sammel-/ Transportfahrzeug in das Eigentum des Landkreises über. 

Im Abfall gefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt. Der Landkreis ist 
nicht verpflichtet, Abfälle nach verlorenen oder wertvollen Gegenständen zu durchsuchen. Für 
die Wahrung der Vertraulichkeit, z. B. bei persönlichen Papieren, übernimmt der Landkreis 
keine Verantwortung. 

§ 40 
Übernahme und Entsorgung von Abfällen durch den Landkreis 

(1) Zur Vermeidung von Wartezeiten bei Anlieferung der in § 36 Abs. 2 Nr. 1 und 2 dieser 
Satzung genannten Abfälle durch die eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach 
§ 1 Abs. 13 dieser Satzung selbst oder für diese durch einen Dritten zu der vom Landkreis 
jeweils festgelegten Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises sowie zur 
Sicherstellung einer möglichst gleichmäßigen Auslastung der 
Abfallentsorgungseinrichtungen des Landkreis sind die eigenverantwortlichen Städte und 
Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung verpflichtet, ihre Abfuhrpläne für die in § 36 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 dieser Satzung genannten Abfälle vor deren Bekanntgabe mit dem 
Landkreis abzustimmen. 

(2) Zur Erfassung der in § 36 Abs. 2 Nr. 3 dieser Satzung genannten Abfälle stellt der 
Landkreis an den von den eigenverantwortlichen Städten und Gemeinden nach § 1 Abs. 
13 dieser Satzung entsprechend den jeweiligen Vorgaben des Landkreises betriebenen 
Einrichtungen des Bringsystems geeignete Behältnisse (Absetz- bzw. Abrollcontainer). 

Die jeweilige Ausstattung der Bringsysteme der eigenverantwortlichen Städten und 
Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung mit Behältnissen zur Erfassung der in § 36 
Abs. 2 Nr. 3 dieser Satzung genannten Abfälle wird jeweils individuell unter 
Berücksichtigung der örtlichen Platzverhältnisse, des jeweiligen Abfallaufkommens an 
der jeweiligen Einrichtung sowie dem Ziel einer effizienten Transportlogistik 
einvernehmlich zwischen Landkreis und der jeweiligen eigenverantwortlichen Stadt bzw. 
Gemeinde nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung festgelegt. 

Die Übernahme erfolgt durch Abholung durch den Landkreis oder einem von ihm 
beauftragten Dritten auf Abruf durch die jeweilige eigenverantwortliche Stadt bzw. 
Gemeinde nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung als Betreiber der jeweiligen Einrichtung des 
Bringsystems. Bei Abruf der Abholung haben die eigenverantwortlichen Städte und 
Gemeinden nach § 1 Abs. 13 dieser Satzung darauf Bedacht zu nehmen, dass eine 
angemessene Auslastung der jeweiligen Behältnisse und damit eine effiziente 
Transportlogistik sichergestellt sind. 
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5. Abschnitt: 
Vorschriften zu Entsorgungsanlagen 

§41 
Betrieb von Entsorgungsanlagen durch den Landkreis 

(1) Der Landkreis betreibt die zur Entsorgung der in seinem Gebiet angefallenen und 
überlassenen Abfälle erforderlichen Anlagen und stellt diese den Kreiseinwohnern und 
deri ihnen nach Art. 15 Abs. 4 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LKrO) 
gleichgestellten juristischen Personen und Personenvereinigungen zur Verfügung. Die 
Einzugsbereiche der Abfallentsorgungsanlagen des Landkreises werden in 
Benutzungssatzungen geregelt, die ortsüblich bekanntgegeben werden. 

(2) Der Landkreis ist berechtigt, Abfälle einer anderen Entsorgungsanlage zuzuweisen, falls 
dies aus Gründen einer geordneten Betriebsführung notwendig ist. 

(3) Bei Einschränkungen oder Unterbrechungen der Entsorgungsmöglichkeiten auf den 
Abfallanlagen infolge von Störungen im Betrieb, wegen betriebswichtiger Arbeiten, 
gesetzlicher Feiertage oder wegen Umständen, auf die der Landkreis keinen Einfluss hat, 
steht den Berechtigten und Verpflichteten Berechtigten und Verpflichteten nach § 5 Abs. 
1 und 2, § 6 Abs. 1 und 2, § 23 Abs. 1 und 2 sowie § 24 Abs. 1 und 2 dieser Satzung 
sowie Dritten kein Anspruch auf Anlieferung oder auf Schadensersatz zu. 

(4) Für die Benutzung und den Betrieb der Abfallanlagen gelten die Bestimmungen dieser 
Satzung und der Benutzungssatzungen. 

(5) Der Landkreis ist berechtigt, Abfälle einer anderen Entsorgungsanlage zuzuweisen, wenn 
dies aus Gründen einer geordneten Betriebsführung notwendig ist. 

§ 42 
Benutzung der Entsorgungsanlagen durch Selbstanliefernde 

(1) Die Kreiseinwohner und die ihnen nach Art. 15 Abs. 4 LKrO gleichgestellten juristischen 
Personen und Personenvereinigungen sind berechtigt, Abfälle, die nicht der Abfuhr durch 
den Landkreis oder die eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden nach § 1 Abs. 13 
dieser Satzung unterliegen, Bodenaushub und Bauschutt sowie sperrige Abfälle nach 
Maßgabe dieser Satzung und der Benutzungssatzungen selbst anzuliefern 
(Selbstanliefernde) oder durch Beauftragte anliefern zu lassen. 

(2) Abfälle zur Verwertung, die nach §§ 13 und 15 sowie 29 und 31 dieser Satzung getrennt 
von anderen Abfällen bereitzustellen sind, sowie schadstoffbelastete Abfälle (§§ 14 und 
30 dieser Satzung), werden nicht zur Beseitigung angenommen. Sie sind von den 
Berechtigten und Verpflichteten nach § 5 Abs. 1 und 2, § 6 Abs. 1 und 2, § 23 Abs. 1 und 
2 sowie § 24 Abs. 1 und 2 dieser Satzung oder durch Beauftragte im Rahmen der 
Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zu den vom Landkreis dafür jeweils 
bestimmten Anlagen (vom Landkreis betriebene oder ihm zur Verfügung stehende 
stationäre Sammelstellen und Abfallentsorgungsanlagen einschließlich Zwischenlager, 
Einrichtungen Privater, die sich gegenüber dem Landkreis zur Entsorgung der Abfälle 
verpflichtet haben) zu bringen. Der Landkreis informiert die Selbstanliefernden durch 
Bekanntgabe und auf Anfrage über die Anlagen im Sinne des Satzes 2. Er kann die 
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Selbstanlieferung durch Anordnung für den Einzelfall abweichend von den Sätzen 1 und 
2 regeln. 

(3) Abfälle, die bei Bau- und Abbruchmaßnahmen anfallen und nicht nach § 4 dieser Satzung 
von der Abfallentsorgung durch den Landkreis ausgeschlossen sind, müssen im Rahmen 
der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG nach folgenden Fraktionen 
getrennt bei den nach Absatz 2 Satz 2 dafür jeweils bestimmten Anlagen angeliefert 
werden: 

1. Bodenaushub 

2. Straßenaufbruch 

3. asbesthaltige Abfälle 

4. Altholz aus Abbruchmaßnahmen (Kategorien A I bis A III gemäß § 2 Nr. 4 a) bis c) 
AltholzV) 

5. Altholz aus Abbruchmaßnahmen (Kategorien A IV gemäß § 2 Nr. 4 d) AltholzV) 

6. Glas aus Abbruchmaßnahmen 

7. Metallabfälle aus Abbruchmaßnahmen 

B. sonstiger Bauschutt 

(4) Gewerbliche Siedlungsabfälle, die nicht nach § 4 dieser Satzung von der 
Abfallentsorgung durch den Landkreis ausgeschlossen sind, können im Rahmen der 
Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG in haushaltüblichen Mengen nach 
folgenden Fraktionen getrennt bei den nach Absatz 2 Satz 2 dafür jeweils bestimmten 
Anlagen angeliefert werden: 

I. Altholz (Kategorien A I bis A Ill gemäß § 2 Nr. 4 a) bis c) AltholzV) 

2. Altholz (Kategorien A IV gemäß § 2 Nr. 4 d) AltholzV) 

3. Glas 

4. Metallabfälle 

5. Kartonagen 

6. Kunststoffabfälle (stoffgleiche Nichtverkaufsverpackungen) 

7. Papier und Pappe 

(5) Die Abfallanlieferung ist nur mit einer Entsorgungszulassung (EZ) des Landkreises 
zulässig. Besteht eine Nachweispflicht nach der Verordnung über die Nachweisführung 
bei der Entsorgung von Abfällen (Nachweisverordnung), ist die Abfallanlieferung nur mit 
einem Entsorgungsnachweis (EN) oder einem Sammelentsorgungsnachweis (SN) 
zulässig. 

Die Anlieferung soll in geschlossenen Fahrzeugen erfolgen. Werden offene Fahrzeuge 
verwendet, so müssen die Abfälle gegen Herunterfallen gesichert sein. Erhebliche 
Belästigungen, insbesondere durch Geruch, Staub oder Lärm, dürfen nicht auftreten. 

Sollen Abfälle auf einer Deponie abgelagert oder verwertet werden, so hat der 
Abfallerzeuger, bei Sammelentsorgung der Sammler, dem Deponiebetreiber vor der 
Anlieferung die grundlegende Charakterisierung des Abfalls mit den in § 8 
Deponieverordnung genannten Angaben vorzulegen. Der Deponiebetreiber hat das 
Recht Abfälle zurückzuweisen, wenn diese Angaben nicht gemacht werden. 
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6. Abschnitt: 
Schlussbestimmungen 

§ 43 
Schadensersatz 

Die Benutzer der Abfallbeseitigungsanlagen haben für Schäden, die durch Nichtbeachtung 
dieser Satzung oder der Benutzungssatzungen erwachsen, Ersatz zu leisten. In solchen Fällen 
haben die Benutzer den Landkreis auch von allen gegen ihn gerichteten Ansprüchen Dritter 
freizustellen. 

§ 44 
Befreiungen 

(1) Der Landkreis kann im Einzelfall auf Antrag von den Bestimmungen über die Art und 
Weise der Überlassung Befreiung erteilen, wenn die Durchführung einer Vorschrift zu 
einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abweichung mit den 
öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

(2) Die Befreiung darf nur auf Zeit oder auf Widerruf erteilt werden. Eine auf Zeit erteilte 
Befreiung kann vor Ablauf der Zeit aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit widerrufen 
werden. 

§ 45 
Bekanntmachungen 

Die in dieser Satzung vorgesehenen Bekanntmachungen erfolgen im Amtsblatt des Landkreises 
Neu-Ulm. Sie können außerdem in regelmäßig erscheinenden Druckwerken oder in ortsüblicher 
Weise in den kreisangehörigen Städten und Gemeinden veröffentlicht werden. 

§ 46 
Gebühren 

Der Landkreis erhebt für die Benutzung seiner öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung 
Gebühren nach Maßgabe einer besonderen Gebührensatzung. 

§ 47 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 BayAbfG i.V.m. Art. 18 Abs. 2 Satz 2 LKrO kann mit Geldbuße 
von 5,00 € bis zu 2.500,00 € belegt werden, wer 

1. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 2 dieser Satzung Abfälle, die außerhalb des Landkreises 
Neu-Ulm angefallen sind, auf einer Abfallentsorgungsanlage des Landkreises Neu-
Ulm anliefert oder ablagert oder eine solche Anlieferung oder Ablagerung veranlasst, 

2. gegen die Überlassungsverbote in § 4 Abs. 4 dieser Satzung verstößt, 

3. den Vorschriften über den Anschluss- und Überlassungszwang (§ 6, § 24 oder § 36 
dieser Satzung) zuwiderhandelt, 
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4. den Mitteilungs- und Auskunftspflichten nach § 7, § 25 oder § 37 dieser Satzung nicht, 
nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder mit unrichtigen Angaben nachkommt, 

5. gegen die Vorschriften in § 12, § 21, § 33, § 34 oder § 40 dieser Satzung über Art und 
Weise der Überlassung der einzelnen Abfallarten im Bring- oder Holsystem verstößt, 

6. den Vorschriften über die Meldung, Bestellung, Benutzung oder Bereitstellung der 
Abfallbehältnisse (§ 17 Abs. 1 bis 7 dieser Satzung) zuwiderhandelt, 

7. unter Verstoß gegen § 22 Abs. 1 bis 4 oder § 34 Abs. 1 bis 4 dieser Satzung Abfälle 
zu anderen als den vom Landkreis bestimmten Anlagen oder Einrichtungen bringt oder 
nicht nach den vorgeschriebenen Fraktionen getrennt anliefert. 

(2) Andere Straf- und Bußgeldvorschriften, insbesondere § 326 StGB, § 69 KrWG und Art. 
29 BayAbfG, bleiben unberührt. 

§ 48 
Anordnung für den Einzelfall und Zwangsmittel 

(1) Der Landkreis kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen 
Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, Duldungen oder 
Unterlassungen gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 
Vollstreckungsgesetzes. 

§ 49 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Satzung ersetzt die Satzung vom 28.06.2001 und tritt nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt des Landkreises Neu-Ulm zum 01.01.2026 in Kraft. 

(2) Die Satzung vom 28.06.2001 tritt dann mit Ablauf des 31.12.2025 außer Kraft. 

Neu-Ulm, den 21 .03.2025 
Landkreis Neu-Ulm 

Erich Winkler 
stellv. Landrat 



Anhang 1 

Trennliste zu § 1 Abs. 4 dieser Satzung 

Folgende Abfälle sind über die Biotonne zu entsorgen: 

Obst- und Gemüseabfälle (roh und gekocht), Obstkerne 

- Schalen von Eiern, Nüssen und Südfrüchten 

Kaffeesatz und -filter 

- Teesatz und -filter 

- Ernterückstände wie Fallobst (auch bei Befall von Monilia/Braunfäule) 

- Topfpflanzen, Schnittblumen, Zierpflanzen 

- Garten- und Grünabfälle 

- Gras, Laub, Unkraut 

Baum-, Strauch- und Heckenschnitt 

Pflanzenreste 

Kastanienlaub trotz Miniermotte 

Pflanzen befallen mit Kohlhernie und Mehltau 

Sägemehl, Holzwolle, Stroh, Heu (unbehandelt) 

Speise- und Lebensmittelreste pflanzlicher Herkunft in haushaltsüblichen Mengen 

Speise- und Lebensmittelreste tierischer Herkunft in haushaltsüblichen Mengen (z. B. Brot-
und Backwarenreste, Fischreste und -gräten, Fleisch und Wurstreste, Käsereste, Nudeln 
und Teigwaren, sonstige rohe/gekochte/verdorbene Speisereste) 

Bestandteile tierischer Herkunft, wie z.B. Federn, Daunen und Knochen 

saugfähiges Papier wie Filtertüten, Papiertüten und Zeitungspapier soweit es zur 
Feuchtigkeitsregulierung erforderlich ist 

Folgende Abfälle dürfen nicht über die Biotonne entsorgt werden: 

Abfälle aus biologisch abbaubaren oder kompostierbaren Kunststoffen wie insbesondere 
Tragetaschen, Verpackungen, Cateringmaterialien, Kaffeekapseln, Joghurtbecher oder 
Sammelbeutel aus Maisstärke; dies gilt auch für Tüten oder Beutel aus biologisch 
abbaubaren Werkstoffen, die nach der Verordnung über die Verwertung von Bioabfällen auf 
landwirtschaftlichen und gärtnerisch genutzten Böden (Bioabfallverordnung) als geeignet 
gelten 

Kunststoffverpackungen, Plastiktüten, Verkaufsnetze 

- Zeitschriften, Prospekte 

Milch- und Safttüten 

- Flüssigkeiten 

- Holz- und Kohlenasche, Grillkohle, Ölruß 

tierische Exkremte und Kadaver 

Papiertaschentücher, Hygienetücher, Windeln, Fäkalien 

Staubsaugerbeutel 



Kehricht 

Zigarettenkippen 

- Textilabfälle 

Tapetenreste 

- Hausmüll 

Steine, Kies, Sand, Erde 

Glas, Metall, Kunststoff 

Mineralisches Material und Tierstreu (wie z. B. Tonkügelchen/"Katsan") 

- Ambrosiapflanze 



Anhang 2 

Liste der eigenverantwortlichen Städte und Gemeinden im Sinne § 1 Abs. 13 dieser 
Satzunq 

• Stadt Neu-Ulm 

• Stadt Senden 

• Stadt Vähringen 

• Gemeinde Bellenberg 

• Gemeinde Elchingen 

• Gemeinde Nersingen 



Anhang 3 

Liste der Städte und Gemeinden, in deren Gebiet der Landkreis ausschließlicher 
öffentlich-rechtlicher Entsorqunqsträqer ist 

• Stadt Illertissen 

• Stadt Weißenhorn 

• Markt Altenstadt 

• Markt Buch 

• Markt Kellmünz a.d. Iller 

• Markt Pfaffenhofen a.d. Roth 

• Gemeinde Holzheim 

• Gemeinde Oberroth 

• Gemeinde Osterberg 

• Gemeinde Roggenburg 

• Gemeinde Unterroth 


